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385. Bundesgesetz vom 29. Juni 1977, mit
dem das Wehrgesetz neuerlich geändert wird

(Wehrgesetz-Novelle 1977)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Wehrgesetz, BGBl. Nr. 181/1955, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 310/1960,
221/1962, 185/1966, 96/1969, 272/1969, 184/1970,
344/1970, 272/1971, 89/1974, 187/1974 und 422/
1974 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 hat der Abs. 5 zu entfallen; die
Abs. 6 und 7 erhalten die Bezeichnung „(5)"
und „(6)".

2. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Bundesheer ist bestimmt:
a) zur militärischen Landesverteidigung,
b) auch über den Bereich der militärischen

Landesverteidigung hinaus zum Schutz der
verfassungsmäßigen Einrichtungen und
ihrer Handlungsfähigkeit sowie der demo-
kratischen Freiheiten der Einwohner und
zur Aufrechterhaltung der Ordnung und
Sicherheit im Inneren überhaupt,

c) zur Hilfeleistung bei Elementarereignissen
und Unglücksfällen außergewöhnlichen Um-
fanges sowie

d) zur Hilfeleistung im Ausland auf Ersuchen
internationaler Organisationen oder der
Liga der Rotkreuz-Gesellschaften;

in den Fällen der lit. b und c insoweit, als die
gesetzmäßige zivile Gewalt die Mitwirkung des
Bundesheeres in Anspruch nimmt, im Falle der
lit. d insoweit, als die Bundesregierung im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des Natio-
nalrates die Entsendung von Angehörigen des
Bundesheeres in das Ausland beschließt."

3. § 5 hat zu lauten:

„Landesverteidigungsrat

§ 5. (1) Beim Bundeskanzleramt ist ein Lan-
desverteidigungsrat zu errichten.

(2) Dem Landesverteidigungsrat gehören an:
der Bundeskanzler, der Vizekanzler, der Bundes-
minister für Landesverteidigung, der Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten, die
sonst jeweils zur Beratung heranzuziehenden
sachlich beteiligten Bundesminister, ein vom
Bundesminister für Landesverteidigung zu be-
stimmender hiefür geeigneter Beamter des Bun-
desministeriums für Landesverteidigung, der
Generaltruppeninspektor und Vertreter der im
Nationalrat vertretenen politischen Parteien. Von
der im Nationalrat am stärksten vertretenen
Partei sind vier Vertreter, von denen drei Ver-
treter dem Nationalrat und ein Vertreter dem
Bundesrat anzugehören haben, von der im Na-
tionalrat am zweitstärksten vertretenen Partei
sind drei Vertreter, von denen zwei Vertreter
dem Nationalrat und ein Vertreter dem Bundes-
rat anzugehören haben, und von jeder anderen
im Nationalrat vertretenen Partei, sofern sie
auch im Hauptausschuß vertreten ist, ist ein
Vertreter, der dem Nationalrat anzugehören hat,
in den Landesverteidigungsrat zu entsenden. Bei
Mandatsgleichheit der beiden im Nationalrat am
stärksten vertretenen Parteien entsendet jede
dieser Parteien vier Vertreter in den Landesver-
teidigungsrat, von denen je drei Vertreter dem
Nationalrat und je ein Vertreter dem Bundesrat
anzugehören haben. Für jedes von den im Natio-
nalrat vertretenen politischen Parteien entsen-
dete Mitglied ist nach den gleichen Grundsätzen
ein Ersatzmitglied zu entsenden. Das Ersatz-
mitglied hat im Falle der Verhinderung des Mit-
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gliedes an der Teilnahme an einer Sitzung des
Landesverteidigungsrates an die Stelle dieses Mit-
gliedes zu treten.

(3) Die Vertreter der im Nationalrat vertrete-
nen politischen Parteien gehören dem Landes-
verteidigungsrat so lange an, bis von diesen Par-
teien andere Vertreter namhaft gemacht worden
sind.

(4) Der Landesverteidigungsrat ist zu hören:

a) vor der Beschlußfassung der Bundesregie-
rung, jedenfalls aber vor Erstattung eines
Vorschlages an den Bundespräsidenten nach
Art. 67 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsge-
setzes in der Fassung von 1929 auf allge-
meine oder teilweise Einberufung zum
außerordentlichen Präsenzdienst (§ 28 g
Abs. 3) oder auf vorläufige Aufschiebung
der Rückversetzung von Wehrpflichtigen
in die Reserve (§ 32 Abs. 2) sowie vor der
Verfügung der Einberufung zu außer-
ordentlichen Übungen durch den Bundes-
minister für Landesverteidigung (§ 28 g
Abs. 4 und 5), sofern nicht Gefahr im Ver-
zug vorliegt, ferner vor Erfassung der Ver-
ordnung nach § 28 b Abs. 1 sowie in son-
stigen Angelegenheiten der militärischen
Landesverteidigung, die von grundsätzlicher
Bedeutung sind und über die Zuständigkeit
des Bundesministers für Landesverteidigung
hinausgehen,

b) in Angelegenheiten der umfassenden Lan-
desverteidigung, soweit sie nicht unter
lit. a fallen und nach Ansicht des Vor-
sitzenden, des Bundesministers für Landes-
verteidigung oder von mindestens einem
der dem Landesverteidigungsrat angehören-
den Vertreter der politischen Parteien von
grundsätzlicher Bedeutung sind.

(5) Dem Landesverteidigungsrat obliegt es,
Empfehlungen für Maßnahmen in Angelegen-
heiten der umfassenden Landesverteidigung zu
erteilen.

(6) Der Landesverteidigungsrat ist vom Bun-
deskanzler, dem auch der Vorsitz obliegt, einzu-
berufen. Zu den Sitzungen des Landesverteidi-
gungsrates ist ein bei der Präsidentschaftskanzlei
in Verwendung stehender Beamter als Beobachter
einzuladen.

(7) Der Landesverteidigungsrat kann nach Be-
darf Sachverständige zur Beratung besonderer
Fragen heranziehen.

(8) Die Beratungen des Landesverteidigungs-
rates sind vertraulich. Der Landesverteidigungs-
rat kann die Vertraulichkeit seiner Beratungen
insoweit aufheben, als er dies nach dem Gegen-
stand und dem Zwecke der Beratungen für not-
wendig erachtet.

(9) Für Beratungen im Landesverteidigungsrat
ist die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der
Mitglieder des Landesverteidigungsrates erforder-
lich. Für eine Beschlußfassung genügt die einfache
Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(10) Dem Landesverteidigungsrat als Ganzem
steht das Besuchsrecht bei allen Einrichtungen
des Bundesheeres zu.

(11) Die Geschäftsordnung des Landesverteidi-
gungsrates erläßt die Bundesregierung durch
Verordnung, die der Zustimmung des Haupt-
ausschusses des Nationalrates bedarf."

4. Die Abs. 1 bis 4 des § 6 haben zu lauten:
„(1) (Verfassungsbestimmung) Beim Bundes-

ministerium für Landesverteidigung wird eine
Beschwerdekommission in militärischen Angele-
genheiten eingerichtet. Der Beschwerdekommis-
sion gehören ein vom Nationalrat zu bestellen-
der Vorsitzender und fünf Vertreter der im
Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen
politischen Parteien an. Die Vertreter der politi-
schen Parteien sind von diesen nach dem Ver-
hältnis ihrer Vertretung im Hauptausschuß des
Nationalrates zu entsenden, wobei jedoch jede
im Hauptausschuß des Nationalrates vertretene
Partei mindestens einen Vertreter zu entsenden
hat.

(2) Die Beschwerdekommission ist beschlußfähig,
wenn der Vorsitzende und mindestens je ein Ver-
treter der im Abs. 1 genannten politischen Par-
teien anwesend sind. Für eine Beschlußfassung
ist die Mehrheit der Stimmen erforderlich. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsit-
zenden den Ausschlag.

(3) Der Beschwerdekommission sind als bera-
tende Organe der Generaltruppeninspektor und
ein vom Bundesminister für Landesverteidigung
zu bestimmender hiefür geeigneter Beamter bei-
gegeben.

(4) Die Beschwerdekommission hat unmittel-
bar oder mittelbar eingebrachte Beschwerden
von Personen, die sich freiwillig einer Stellung
unterziehen, von Stellungspflichtigen, von Sol-
daten sowie von Wehrpflichtigen der Reserve,
die Präsenzdienst geleistet haben, entgegenzuneh-
men, zu prüfen und über ihre Erledigung Emp-
fehlungen zu beschließen. Dies gilt auch für Be-
schwerden, die durch Soldatenvertreter einge-
bracht werden; sofern diese nur für einen ein-
zelnen Soldaten eingebracht werden, bedarf es
der Zustimmung des Betroffenen. Die Beschwerde-
kommission kann die Überprüfung von Beschwer-
den nötigenfalls an Ort und Stelle vornehmen
und von den zuständigen Organen alle einschlä-
gigen Auskünfte einholen."

Die bisherigen Abs. 4 bis 7 erhalten die Be-
zeichnung „(5)" bis „(8)".
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5. § 9 hat zu lauten:

„Verleihung von Kommandostellen

§ 9. Die Bataillonskommandanten, die diesen
gleichgestellten Kommandanten sowie alle höher-
gestellten Kommandanten sind vom Bundes-
minister für Landesverteidigung, die Einheits-
kommandanten, die diesen Gleichgestellten sowie
die Kommandanten von Teileinheiten und die
diesen Gleichgestellten sind vom zuständigen Ba-
taillonskommandanten oder von dem diesem
Gleichgestellten zu bestellen."

6. Im § 10 Abs. 1 ist die Zitierung „§ 28
Abs. 5 lit. c" durch die Zitierung „§ 28 Abs. 3
lit. c" zu ersetzen.

7. § 10 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Zeitverpflichteten Soldaten ist vom zu-
ständigen Militärkommando eine berufliche Bil-
dung im Inland während ihres Dienstverhält-
nisses zu ermöglichen, wenn ihre Bestellungs-
dauer als zeitverpflichtete Soldaten und die Dauer
ihrer Dienstleistung im freiwillig verlängerten
Grundwehrdienst insgesamt mindestens drei
Jahre betragen. Das Höchstausmaß der beruf-
lichen Bildung darf ein Drittel der gesamten
Dienstleistungszeit als zeitverpflichteter Soldat
und als Wehrpflichtiger im freiwillig verlänger-
ten Grundwehrdienst nicht übersteigen. Für den
Anspruch auf berufliche Bildung und für die
Bemessung ihrer Dauer ist die angeführte ge-
samte Dienstleistungszeit nur insoweit zu berück-
sichtigen, als sie ohne Unterbrechung zurückge-
legt wird; ferner haben bei der Bemessung der
Dauer der beruflichen Bildung Zeiten, die für
die Bemessung einer bereits in Anspruch ge-
nommenen beruflichen Bildung herangezogen
worden sind, außer Betracht zu bleiben. Der Be-
ginn der beruflichen Bildung ist vom zuständigen
Militärkommando nach den dienstlichen Erfor-
dernissen und, soweit diese nicht entgegenstehen,
unter Berücksichtigung der Interessen der an-
spruchsberechtigten zeitverpflichteten Soldaten
zu bestimmen. Die zeitverpflichteten Soldaten
haben sich vor Beginn der beruflichen Bildung
nachweislich einer angemessenen Berufsberatung
zu unterziehen."

8. Nach dem Abs. 3 des § 10 sind folgende
neue Abs. 4 bis 8 einzufügen:

„(4) Als berufliche Bildung kommt die fachliche
Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung in
öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen
und Betrieben im Inland in Betracht, und zwar

1. die Teilnahme an Ausbildungslehrgängen,
die in den einschlägigen dienstrechtlichen
Vorschriften
a) als Erfordernis für die Erlangung von

Dienstposten einer Gebietskörperschaft,

b) zur Vorbereitung auf eine als Erfor-
dernis für die Erlangung von Dienst-
posten einer Gebietskörperschaft vorge-
schriebene Prüfung

vorgesehen sind,

2. die Teilnahme an Ausbildungslehrgängen
zur Vorbereitung auf eine Prüfung, die in
den einzelnen dienst- und arbeitsrechtlichen
Vorschriften als Erfordernis für eine den in
der Z. 1 erwähnten Dienstposten vergleich-
bare Verwendung bei den Österreichischen
Bundesbahnen oder in der Flugsicherung
beim Bundesamt für Zivilluftfahrt vorgese-
hen ist,

3. die Absolvierung anderer als in den Z. 1
und 2 angeführter Bildungsgänge.

(5) Fällt die Einrichtung der in den Z. 1 bis 3
des Abs. 4 angeführten Bildungsgänge in den
Wirkungsbereich eines Bundesministeriums, so
sind sie, soweit militärische Erfordernisse nicht
entgegenstehen, nach den maßgeblichen dienst-
und arbeitsrechtlichen Vorschriften von den je-
weils sachlich zuständigen Bundesministerien bei
Dienststellen des Bundesheeres dem jeweiligen
Bedarf entsprechend einzurichten. Sofern sich
dies aber aus Gründen der jeweiligen beruflichen
Bildung oder aus verwaltungsökonomischen
Gründen als nicht möglich oder nicht zweck-
mäßig erweist, ist die entsprechende berufliche
Bildung außerhalb der Dienststellen des Bundes-
heeres zu ermöglichen.

(6) In den Fällen, die nicht im Abs. 5 geregelt
sind, ist die berufliche Bildung, sofern nicht ent-
sprechende Möglichkeiten bei Dienststellen des
Bundesheeres bestehen, außerhalb der Dienst-
stellen des Bundesheeres zu ermöglichen.

(7) Die Kosten der beruflichen Bildung trägt
in allen Fällen der Bund.

(8) Kann die berufliche Bildung auf Grund eines
Einsatzes des Bundesheeres in den Fällen des § 2
Abs. 1 lit. a bis c während des Dienstverhältnisses
als zeitverpflichteter Soldat nicht oder nicht zur
Gänze in Anspruch genommen werden, so sind
dem ehemaligen zeitverpflichteten Soldaten die
nachweislichen Kosten für die ihm vom zuständi-
gen Militärkommando ermöglichte berufliche
Bildung, der er sich unmittelbar im Anschluß an
das Dienstverhältnis unterzogen hat, vom Bund
zu ersetzen. Dieser Kostenersatz ist vom ehe-
maligen zeitverpflichteten Soldaten innerhalb
von drei Monaten nach Abschluß der beruflichen
Bildung beim zuständigen Militärkommando
geltend zu machen, das darüber zu entscheiden
hat."

Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung
,.(9)".
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9. § 11 a hat zu lauten:

„Verwendung in Offiziersfunktion

§ 11 a. (1) Personen, die einen Reserveoffiziers-
dienstgrad führen, können, wenn militärische
Rücksichten es erfordern, nach Maßgabe ihrer
Dienstfähigkeit auf Grund eines Sondervertrages
(§ 36 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948,
BGBl. Nr. 86, in der geltenden Fassung) für die
Dauer von höchstens zehn Jahren, sofern sie
aber Offiziere des militärmedizinischen Dienstes
der Reserve oder Militärpiloten sind, für die
Dauer von höchstens 15 Jahren in einer Offi-
ziersfunktion verwendet werden; die Dauer der
Verwendung ist aber jedenfalls mit dem Ablauf
des Jahres, in dem die angeführten Personen das
40. Lebensjahr, sofern sie Offiziere des militär-
medizinischen Dienstes sind, das 50. Lebensjahr
vollenden, zu begrenzen.

(2) Die Verwendung in einer Offiziersfunktion
endet, wenn eine der im Abs. 1 genannten Vor-
aussetzungen für diese Verwendung wegfällt;
§ 30 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in
der geltenden Fassung bleibt unberührt.

(3) Die Entlohnung der in einer Offiziers-
funktion verwendeten Personen ist im Sonder-
vertrag entsprechend den im Gehaltsgesetz 1956,
BGBl. Nr. 54, in der geltenden Fassung, fest-
gelegten Bezügen der nach Ausbildung und
Dienstgrad vergleichbaren Berufsoffiziere zu
regeln; überdies ist diesen Personen im Sonder-
vertrag ein Abfertigungsanspruch nach den im
Gehaltsgesetz 1956 für zeitverpflichtete Soldaten
festgelegten Grundsätzen einzuräumen.

(4) Den in einer Offiziersfunktion verwende-
ten Personen ist vom zuständigen Militärkom-
mando eine berufliche Bildung im Inland wäh-
rend ihres Dienstverhältnisses zu ermöglichen,
wenn die Dauer ihrer Verwendung (Abs. 1) und
die Dauer allfälliger Dienstleistungen als zeit-
verpflichteter Soldat sowie im freiwillig ver-
längerten Grundwehrdienst insgesamt mindestens
drei Jahre betragen. Das Höchstausmaß der be-
ruflichen Bildung darf ein Drittel der gesamten
Dienstleistungszeit in Offiziersfunktion, als zeit-
verpflichteter Soldat und als Wehrpflichtiger im
freiwillig verlängerten Grundwehrdienst nicht
übersteigen. Für den Anspruch auf berufliche
Bildung und für die Bemessung ihrer Dauer ist
die angeführte gesamte Dienstleistungszeit nur
insoweit zu berücksichtigen, als sie ohne Unter-
brechung zurückgelegt wird; ferner haben bei
der Bemessung der beruflichen Bildung Zeiten,
die für die Bemessung einer bereits in Anspruch
genommenen beruflichen Bildung herangezogen
worden sind, außer Betracht zu bleiben. Der Be-
ginn der beruflichen Bildung ist vom zuständigen
Militärkommando nach den dienstlichen Erfor-
dernissen und, soweit diese nicht entgegenstehen,

unter Berücksichtigung der Interessen der an-
spruchsberechtigten Personen zu bestimmen. Die
Kosten der beruflichen Bildung trägt der Bund.
Die in einer Offiziersfunktion verwendeten Per-
sonen haben sich vor Beginn der beruflichen Bil-
dung nachweislich einer angemessenen Berufs-
beratung zu unterziehen. § 10 Abs. 8 gilt sinn-
gemäß.

(5) Die in einer Offiziersfunktion verwendeten
Personen haben für die Dauer dieser Verwendung
ihre Reserveoffiziersdienstgrade ohne den Zu-
satz ,der Reserve (d. Res.)' zu führen.

(6) Personen, die in der nach Abs. 1 zulässigen
Höchstdauer in einer Offiziersfunktion verwen-
det wurden oder wegen eines im Dienst er-
littenen Unfalles aus dem Dienstverhältnis aus-
scheiden, sind innerhalb von vier Jahren nach
Beendigung des Dienstverhältnisses im Falle der
Bewerbung um eine Planstelle für Bundesbeamte
vorzugsweise zu berücksichtigen, wenn sie für
die angestrebte Planstelle gleich geeignet sind
wie die übrigen Bewerber.

(7) Durch Verordnung der Bundesregierung
kann bestimmt werden, daß auf bestimmte Plan-
stellen der Bundesverwaltung nur Personen er-
nannt werden dürfen, auf die Abs. 6 zutrifft."

10. § 14 hat zu lauten:

„Aufnahmebedingungen

§ 14. (1) In das Bundesheer dürfen nur Öster-
reichische Staatsbürger männlichen Geschlechtes
einberufen werden, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben und die volle geistige und körper-
liche Eignung zum Dienst im Bundesheer besit-
zen.

(2) Personen, die das 17. Lebensjahr vollendet
haben, und im übrigen die im Abs. 1 genannten
Aufnahmebedingungen erfüllen, können auf
Grund freiwilliger Meldung den Präsenzdienst
vorzeitig ableisten."

11. § 15 hat zu lauten:

„Dauer der Wehrpflicht

§ 15. Alle österreichischen Staatsbürger männ-
lichen Geschlechtes, die das 17. Lebensjahr voll-
endet und das 51. Lebensjahr noch nicht erreicht
haben, sind wehrpflichtig. Für Offiziere, Unter-
offiziere sowie Spezialkräfte auf den Gebieten der
Technik, des Sanitätswesens und der Fremd-
sprachen endet die Wehrpflicht mit Ablauf des
Jahres, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden."

12. § 16 hat zu lauten:

„Pflichten der Wehrpflichtigen

§ 16. (1) Die Wehrpflicht umfaßt die Stellungs-
pflicht, die Pflicht zur Leistung des Präsenzdien-
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stes, die Pflicht zur Annahme, Verwahrung und
Rückgabe von Bekleidungs- und Ausrüstungs-
gegenständen, die Meldepflichten nach Abs. 3 und
4 und die Pflichten des Beurlaubtenstandes in
der Reserve.

(2) Wehrpflichtige haben jederzeit über alle
ihnen auf Grund ihrer dienstlichen Verwendung
im Bundesheer bekannt gewordenen Angelegen-
heiten, deren Geheimhaltung dienstliche Interes-
sen erfordern, gegen jedermann, dem sie über
solche Angelegenheiten eine dienstliche Mitteilung
zu machen nicht verpflichtet sind, strengstes Still-
schweigen zu beobachten. Eine Ausnahme hievon
tritt nur insoweit ein, als der Wehrpflichtige für
einen bestimmten Fall von seiner Verschwiegen-
heitspflicht durch das Bundesministerium für
Landesverteidigung entbunden wurde. Diese Ver-
schwiegenheitspflicht bleibt auch nach Erlöschen
der Wehrpflicht bestehen. Die dienstrechtlichen
Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit blei-
ben hiedurch unberührt.

(3) Wehrpflichtige haben bei jeder Anmeldung
im Sinne des Meldegesetzes 1972, BGBl. Nr. 30/
1973, für eine Unterkunftsdauer von mehr als
zwei Monaten einen zusätzlichen Meldezettel aus-
zufüllen und der Meldebehörde zu übergeben.
Die Meldebehörden sind verpflichtet, die zusätz-
lichen Meldezettel unverzüglich dem zuständigen
Militärkommando zu übermitteln.

(4) Wehrpflichtige, die ihren Aufenthalt für
länger als sechs Monate in das Ausland verlegen,
haben dies unverzüglich dem zuständigen Mili-
tärkommando zu melden; die Rückverlegung des
Aufenthaltes in das Inland ist vom Wehrpflich-
tigen binnen drei Wochen dem zuständigen Mili-
tärkommando zu melden. Dies gilt nicht für
Wehrpflichtige,

a) deren dauernde Untauglichkeit festgestellt
worden ist, oder

b) die ihren ordentlichen Präsenzdienst sowie
ihre Kaderübungen vollständig abgeleistet
haben, und denen kein Bereitstellungsschein
ausgefolgt worden ist.

(5) Wenn militärische Rücksichten es erfordern,
kann durch Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung bestimmt werden, daß Wehr-
pflichtige der Reserve, die den ordentlichen Prä-
senzdienst in der Dauer von mindestens sechs
Monaten abgeleistet haben, zum Verlassen des
Bundesgebietes einer Bewilligung des zuständigen
Militärkommandos bedürfen.

(6) Die Wehrpflichtigen, die den Grundwehr-
dienst in einer Gesamtdauer von mindestens sechs
Monaten abgeleistet halben, bilden für die Dauer
von sechs Monaten nach ihrer Entlassung den
Beurlaubtenstand in der Reserve. Sie haben für
die Dauer des Beurlaubtenstandes jede Änderung

des ordentlichen Wohnsitzes unverzüglich dem
zuständigen Militärkommando zu melden. Zum
Verlassen des Bundesgebietes in der Dauer von
mehr als drei Tagen bedürfen die Wehrpflichtigen
während des Beurlaubtenstandes — sofern in
einer nach Abs. 5 erlassenen Verordnung nicht
anderes bestimmt ist — der Bewilligung des zu-
ständigen Militärkommandos, die nur aus mili-
tärischen Rücksichten verweigert werden darf.
Die Bewilligung gilt als erteilt, wenn das Militär-
kommando das Verlassen des Bundesgebietes
nicht innerhalb von zwei Wochen nach Einlangen
des schriftlichen Antrages untersagt. Wehrpflich-
tige, die ihren ordentlichen Wohnsitz unmittelbar
vor dem Antritt des Grundwehrdienstes und im
Zeitpunkt der Entlassung aus dem Grundwehr-
dienst im Ausland hatten, bedürfen für die Dauer
der Beibehaltung des ordentlichen Wohnsitzes im
Ausland keiner Bewilligung."

13. § 17 hat zu lauten:

„Ergänzungsbereiche

§ 17. Für die Erfassung, Stellung und Einbe-
rufung der Wehrpflichtigen ist das Bundesgebiet
in Ergänzungsbereiche einzuteilen; die Ergän-
zungsbereiche haben sich mit den Gebieten der
Bundesländer zu decken."

14. § 18 hat zu lauten:

„Ergänzungsbehörden

§ 18. (1) Innerhalb jedes Ergänzungsbereiches
ist ein Militärkommando einzurichten, das —
unbeschadet sonstiger Aufgaben — für die Erfas-
sung, Stellung und Einberufung der Wehrpflich-
tigen zuständig ist. Im Interesse der Wehrpflich-
tigen können durch Verordnung des Bundesmini-
sters für Landesverteidigung nach den jeweiligen
örtlichen Gegebenheiten und militärischen Erfor-
dernissen Außenstellen des Militärkommandos
errichtet werden.

(2) Vor der Bestellung des Militärkommandan-
ten ist der Landesregierung des betroffenen Lan-
des Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben."

15. Die bisher nach dem § 19 eingeordnete
Überschrift „B. Bestimmungen über die Organi-
sation und Aufgaben der Stellungskommissionen"
ist nach dem § 18 neu einzuordnen.

16. § 19 hat zu lauten:

„Stellungskommissionen

§ 19. (1) Die Militärkömmanden haben sich zur
Feststellung der Eignung der Wehrpflichtigen
zum Wehrdienst der Stellungskommissionen zu
bedienen. Durch Verordnung des Bundesministers
für Landesverteidigung ist nach den militärischen
Erfordernissen unter Berücksichtigung der örtli-
chen Gegebenheiten und der Bevölkerungsdichte
zu bestimmen,
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a) in welchen Ergänzungsbereichen Stellungs-
kommissionen zu bilden sind, und

b) welcher Stellungskommissionen sich die Mi-
litärkommanden für ihren Ergänzungsbe-
reich oder für Teile ihres Ergänzungsberei-
ches zu bedienen haben.

(2) Vor der Erlassung einer Verordnung nach
Abs. 1 ist der Landesregierung des betroffenen
Landes Gelegenheit zu einer Äußerung au geben."

17. § 20 hat zu lauten:

„Zusammensetzung der Stellungskommissionen

§ 20. (1) Jede Stellungskommission besteht aus
einem Vorsitzenden und vier weiteren Mitglie-
dern.

(2) Die Mitglieder der Stellungskonimission
sind aus dem Kreise der beim Militärkommando
(§18 Abs. 1) in Verwendung stehenden Beamten
und Vertragsbediensteten vom zuständigen Mili-
tärkommandanten zu bestellen, und zwar als
Vorsitzender ein Stabsoffizier, als weitere Mit-
glieder ein Stabsoffizier oder Hauptmann, ein
rechtskundiger Bediensteter, ein Arzt sowie ein
Bediensteter mit dem abgeschlossenen Hochschul-
studium der Psychologie und mindestens einjäh-
riger Verwendung im heerespsychologischen
Dienst. Alle Mitglieder der Stellungskommission
müssen über eine entsprechende dienstliche Erfah-
rung im Wirkungsbereich des Bundesministeriums
für Landesverteidigung verfügen. Für jedes Mit-
glied der Stellungskommission ist ein Ersatzmit-
glied zu bestellen, das im Falle der Verhinderung
des Mitgliedes an dessen Stelle in die Kommission
einzutreten hat. Das Ersatzmitglied hat die für
seine Funktion als Mitglied der Stellungskommis-
sion vorgesehenen Voraussetzungen zu erfüllen."

18. § 21 hat zu lauten:

„Aufgaben der Stellungskommissionen

§ 21. (1) Den Stellungskonimissionen obliegt,
soweit ihnen nicht in anderen Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes oder in anderen Rechtsvor-
schriften weitere Aufgaben übertragen sind, die
Feststellung der Eignung der Stellungspflichtigen
und der Personen, die sich freiwillig zur vorzeiti-
gen Ableistung des Präsenzdienstes gemeldet ha-
ben, zum Wehrdienst. Hiebei haben die Stellungs-
kommissionen auch Wünsche der angeführten
Personen hinsichtlich der Zuteilung zu Waffen-
und Truppengattungen sowie zu Truppenkörpern
entgegenzunehmen sowie Erhebungen über die
Ausbildung und besonderen Fachkenntnisse dieser
Personen anzustellen.

(2) Die Stellungskommissionen haben die Eig-
nung der im Abs. 1 genannten Personen zum
Wehrdienst auf Grund der zur Feststellung dieser
Eignung durchgeführten ärztlichen und psycho-
logischen Untersuchungen mit einem der folgen-
den Beschlüsse festzustellen: ,Tauglich', ,Vorüber-

gehend untauglich', .Untauglich'. Erscheint für
diese Feststellung eine fachärztliche Untersuchung
erforderlich, sind die im Abs. 1 genannten Per-
sonen von den Stellungskommissionen einer sol-
chen Untersuchung zuzuführen. Zu den Beschlüs-
sen der Stellungskommission bedarf es der An-
wesenheit aller Mitglieder oder der nach § 20
Abs. 2 an ihre Stelle tretenden Ersatzmitglieder
und der Mehrheit der Stimmen. Ein auf ,Taug-
lich' lautender Beschluß bedarf jedoch der Zu-
stimmung des Arztes.

(3) Stellungspflichtige, bei denen eine vorüber-
gehende Untauglichkeit festgestellt wurde, sind
nach Ablauf der von der Stellungskonimission für
die voraussichtliche Dauer ihrer vorübergehenden
Untauglichkeit festgesetzten Frist vom zustän-
digen Militärkommando aufzufordern, sich zu
dem in der Aufforderung bestimmten Zeitpunkt
einer neuen Stellung zu unterziehen.

(4) Personen, die sich freiwillig einer Stellung
unterzogen haben, und bei denen eine vorüber-
gehende Untauglichkeit festgestellt wurde, sind
nach Ablauf der von der Stellungskommission für
die voraussichtliche Dauer ihrer vorübergehenden
Untauglichkeit festgesetzten Frist vom zuständi-
gen Militärkommando aufzufordern, sich zu dem
in der Aufforderung bestimmten Zeitpunkt einer
neuen Stellung zu unterziehen, sofern die
Wehrpflichtigen ihres Geburtsjahrganges inner-
halb der erwähnten Frist zur Stellung aufgefor-
dert wurden.

(5) Wurde bei Stellungspflichtigen oder Perso-
nen, die sich freiwillig einer Stellung unterzogen
haben, von der Stellungskommission bereits drei-
mal eine vorübergehende Untauglichkeit fest-
gestellt, so kann das zuständige Militärkommando
aus besonders rücksichtswürdigen Interessen der
genannten Personen von weiteren Aufforderun-
gen zu einer neuen Stellung von Amts wegen
Abstand nehmen, sofern militärische Rücksichten
nicht entgegenstehen.

(6) Gegen die Beschlüsse der Stellungskommis-
sion nach Abs. 2 ist kein ordentliches Rechts-
mittel zulässig. Die Stellungskommissionen haben
den im Abs. 1 genannten Personen über diese
Beschlüsse eine Bescheinigung auszustellen.

(7) Die einzelnen Ergebnisse der Untersuchun-
gen, die zur Feststellung der Eignung der im
Abs. 1 genannten Personen zum Wehrdienst
durchgeführt wurden, dürfen, soweit gesetzlich
nicht anderes bestimmt ist, nur

a) mit Zustimmung des Untersuchten an son-
stige Einrichtungen oder Personen außer-
halb des Bundesheeres und der Heeresver-
waltung für Zwecke der gesundheitlichen
Betreuung des Untersuchten und

b) auf Wunsch des Untersuchten an diesen
weitergegeben werden; die nach lit. a weitergege-
benen Untersuchungsergebnisse dürfen nur zu
den genannten Zwecken verwendet werden.
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Diese Bestimmungen gehen sinngemäß auch für
alle Ergebnisse von medizinischen und psycho-
logischen Untersuchungen, denen Wehrpflichtige
während des Präsenzdienstes durch militärische
Dienststellen oder auf deren Veranlassung unter-
zogen werden."

19. § 22 hat zu lauten:

„Mitwirkung der Bezirksverwaltungsbehörden,
der Bundespolizeibehörden und der Gemeinden
bei der Erfassung, Stellung und Einberufung der

Wehrpflichtigen

§ 22. (1) Bezirksverwaltungsbehörden, Bundes-
polizeibehörden und Gemeinden haben auf Wei-
sung des zuständigen Militärkommandos, im
Falle der lit. d auch auf Verlangen der Stellungs-
kommissionen, an der Erfassung, Stellung und
Einberufung der Wehrpflichtigen und der Per-
sonen, die sich freiwillig zur vorzeitigen Ablei-
stung des Präsenzdienstes gemeldet haben, mit-
zuwirken:

a) durch Anlage von Erfassungsblättern über
die Angehörigen Stellungspflichtiger Jahr-
gänge und Übermittlung dieser Erfassungs-
blätter an das zuständige Militärkommando
sowie bei der Anlage von Erfassungsblättern
über andere Wehrpflichtige,

b) bei der Kundmachung der allgemeinen Auf-
forderung zur Stellung,

c) durch zwangsweise Vorführung von Stel-
lungspflichtigen,

d) bei der Identitätsfeststellung der Stellungs-
pflichtigen,

e) bei der allgemeinen Bekanntmachung der
Einberufung in den Fällen des § 2 ein-
schließlich der hiefür notwendigen Vor-
bereitungsmaßnahmen.

Die Bezirksverwaltungsbehörden und die Ge-
meinden haben überdies an der Zustellung der
besonderen Aufforderung zur Stellung sowie an
der Zustellung von Einberufungsbefehlen in den
Fällen des § 2 einschließlich der hiefür notwen-
digen Vorbereitungsmaßnahmen mitzuwirken.

(2) Gemeinden, in denen die Stellung durch-
geführt wird, haben — soweit für diesen Zweck
nicht Einrichtungen des Bundesheeres zur Ver-
fügung stehen — die erforderlichen Räumlich-
keiten samt der notwendigen Beheizung und Be-
leuchtung sowie dem notwendigen Inventar
kostenlos beizustellen."

20. § 23 hat zu lauten:

„Stellungspflicht

§ 23. (1) Wehrpflichtige (§ 15) sind nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen verpflichtet,
sich auf allgemeine, in ortsüblicher Weise kund-
zumachende oder auf besondere Aufforderung
zur Feststellung ihrer geistigen und körperlichen

Eignung für die Erfüllung der Wehrpflicht Stel-
lungskommissionen zu stellen, sich hiebei den er-
forderlichen ärztlichen und psychologischen Un-
tersuchungen zu unterziehen, die zur Durchfüh-
rung der Aufgaben der Stellungskommissionen
notwendigen Auskünfte zu erteilen, sowie die zu
diesem Zwecke angeforderten Unterlagen vorzu-
legen; sie sind ferner verpflichtet, auf besondere
Anordnung der Stellungskommissionen die ihnen
aus militärischen Erfordernissen zugewiesene
Unterkunft in Anspruch zu nehmen (Stellungs-
pflicht). In der Aufforderung sind der Zeitpunkt
des Beginnes und die Dauer der Stellung sowie
der Ort, an dem diese stattfindet, bekanntzuge-
ben; die Gesamtdauer der Stellung darf ein-
schließlich der zur An- und Rückreise notwendi-
gen Zeit vier Tage nicht überschreiten. Aus-
künfte, die der Vorbereitung der Stellung dienen,
können schon vor deren Beginn von den Stel-
lungspflichtigen eingeholt werden. Bei Personen,
die eine dauernde schwere körperliche oder gei-
stige Behinderung aufweisen, kann auf Grund
eines amtsärztlichen Zeugnisses über diese Be-
hinderung vom persönlichen Erscheinen vor der
Stellungskommission Abstand genommen wer-
den; in diesen Fällen kann die Stellungskommis-
sion den Beschluß nach § 21 Abs. 2 allein auf
Grund des amtsärztlichen Zeugnisses fassen.

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Stellungs-
pflichtigen haben im Rahmen der ärztlichen Un-
tersuchung (Abs. 1) auch eine Blutabnahme zum
Zwecke der Blutuntersuchung zu dulden.

(3) Von der Stellungspflicht sind befreit: die
ausgeweihten Priester, die auf Grund absolvier-
ter theologischer Studien im Seelsorgedienst oder
in einem geistlichen Lehramt tätigen Personen
und Ordenspersonen, die die ewigen Gelübde ab-
gelegt haben, sowie Studierende der Theologie,
die sich auf ein geistliches Amt vorbereiten, und
zwar alle diese Personen, sofern sie einer gesetz-
lich anerkannten Kirche oder Religionsgesell-
schaft angehören.

(4) Die Wehrpflichtigen sind grundsätzlich in
dem Kalenderjahr zur Stellung heranzuziehen,
in dem sie das 18. Lebensjahr vollenden. Sie
sind, sofern militärische Rücksichten nicht ent-
gegenstehen, nach Möglichkeit in diesem oder
dem der Stellung folgenden Kalenderjahr zum
Grundwehrdienst einzuberufen.

(5) Der Stellungspflichtige hat sich bei der nach
seinem ordentlichen Wohnsitz zuständigen Stel-
lungskommission zu stellen. Das zuständige Mili-
tärkommando hat den Stellungspflichtigen einem
anderen Militärkommando zur Stellung zuzu-
weisen, sofern das Stellungsverfahren durch eine
Solche Zuweisung wesentlich vereinfacht oder
beschleunigt wird, oder der Stellungspflichtige
die Zuweisung beantragt und dieser Zuweisung
militärische Erfordernisse nicht entgegenstehen.
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(6) Stellungspflichtige und Personen, die sich
freiwillig einer Stellung unterziehen, sind wäh-
rend der Dauer des Stellungsverfahrens ver-
pflichtet, die zur Durchführung der Stellung und
zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung
in der militärischen Unterkunft erforderlichen
Weisungen der mit der Durchführung der Stel-
lung betrauten und besonders gekennzeichneten
Angehörigen des Bundesheeres und der Heeres-
verwaltung, insbesondere der Mitglieder der Stel-
lungskommission, pünktlich und genau zu be-
folgen.

(7) Wehrpflichtige, die trotz Aufforderung
ihrer Stellungspflicht nicht nachkommen, sind
einer Nachstellung zu unterziehen. Sie können,
wenn der begründete Verdacht besteht, daß ihre
Heranziehung zum Wehrdienst durch eine straf-
bare Handlung oder Unterlassung vereitelt
wurde, — unbeschadet ihrer allfälligen Straffäl-
ligkeit — zur Stellung vorgeführt werden.

(8) Wehrpflichtige, deren Eignung zum Wehr-
dienst von der Stellungskommission festgestellt
wurde, sind auf ihren begründeten Antrag, wenn
sich Anhaltspunkte für eine Änderung ihrer Eig-
nung ergeben, oder — sofern der angeführte
Umstand dem zuständigen Militärkommando
auf andere Weise zur Kenntnis gelangt — von
Amts wegen neuerlich einer Stellung zu unter-
ziehen. Der Antrag ist beim zuständigen Militär-
kommando schriftlich einzubringen. Eine Antrag-
stellung nach Zustellung des Einberufungsbefehls
oder nach allgemeiner Bekanntmachung der Ein-
berufung zum Präsenzdienst ist bis zur Entlas-
sung aus diesem nicht zulässig.

(9) Wehrpflichtige, die dem Stellungspflichtigen
Jahrgang nicht angehören, können sich freiwillig
der Stellungspflicht (Abs. 1) unterziehen; sie sind
vom zuständigen Militärkommando zur Stellung
zuzulassen, sofern militärische Interessen nicht
entgegenstehen.

(10) Stellungspflichtige und Personen, die sich
freiwillig einer Stellung unterzogen haben, un-
terliegen, wenn durch den Beschluß der Stellungs-
kommission festgestellt wurde, daß sie zum
Wehrdienst untauglich sind, nicht mehr der Stel-
lungspflicht."

21. § 24 hat zu lauten:

„Meldung Stellungspflichtiger im Ausland

§ 24. Stellungspflichtige, die sich ständig im
Ausland aufhalten und sich nicht freiwillig einer
Stellung im Inland unterziehen, haben sich bei
der österreichischen Vertretungsbehörde zu mel-
den. Nimmt der Stellungspflichtige später seinen
ständigen Aufenthalt im Inland, so hat er sich
innerhalb von drei Wochen bei jenem Militär-
kommando, in dessen örtlichem Zuständigkeits-
bereich er seinen ständigen Aufenthalt nimmt,
zu melden; er ist von diesem der Stellung zu

unterziehen. Unterzieht sich ein Stellungspflich-
tiger, der sich ständig im Ausland aufhält, frei-
willig der Stellung, so ist für die Durchführung
der Stellung jenes Militärkommando zuständig,
bei dem der Stellungspflichtige seine Erklärung,
sich freiwillig der Stellung zu unterziehen,
schriftlich abgibt."

22. § 25 hat zu lauten:

„Ansprüche anläßlich der Stellung

§ 25. (1) Stellungspflichtige und Personen, die
sich freiwillig einer Stellung unterziehen, haben
für die Dauer der Stellung Anspruch auf unent-
geltliche Unterkunft und Verpflegung gleich
Wehrpflichtigen, die Präsenzdienst leisten. Der
Anspruch auf Unterkunft und Verpflegung um-
faßt auch Nächtigung sowie Abendessen bzw.
Frühstück unmittelbar vor dem ersten bzw. nach
dem letzten Tag der Stellung, sofern die An-
bzw. Rückreise an diesen Tagen nicht zumutbar
ist; wird eine zur Verfügung gestellte Unter-
kunft nicht in Anspruch genommen, so gebührt
kein Ersatz der Unterkunftskosten. Den Stel-
lungspflichtigen und den Personen, die sich frei-
willig der Stellung unterziehen, gebührt der Er-
satz der aufgelaufenen Verpflegungskosten bis zu
dem im § 10 lit. b des Heeresgebührengesetzes,
BGBl. Nr. 152/1956, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 12/1967 festgesetzten Höchst-
ausmaß, sofern ihnen die Teilnahme an der Ver-
pflegung aus gesundheitlichen Gründen nicht zu-
mutbar ist.

(2) Stellungspflichtige und Personen, die sich
freiwillig einer Stellung unterziehen, haben An-
spruch auf Vergütung der notwendigen Fahrt-
kosten, die ihnen für eine Hin- und Rückfahrt
auf der Strecke zwischen ihrer Wohnung oder
Arbeitsstelle im Inland, sofern aber diese im Aus-
land gelegen sind, zwischen der Staatsgrenze und
dem Sitz der zuständigen Stellungskommission
erwachsen. § 7 a Abs. 5 des Heeresgebühren-
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 313/1976 ist sinngemäß anzuwenden.
Die Fahrtkostenvergütung ist spätestens am
letzten Tage der Stellung auszuzahlen. Sofern
es jedoch im Interesse der Einfachheit und
Zweckmäßigkeit gelegen ist, sind den genannten
Personen Fahrscheine (Gutscheine) für die Be-
nützung des jeweils in Betracht kommenden
Massenbeförderungsmittels zur Verfügung zu
stellen."

23. Die §§ 28 bis 28 c haben zu lauten:

„Präsenzdienst

§ 28. (1) Der Präsenzdienst gliedert sich in den
ordentlichen und den außerordentlichen Präsenz-
dienst.

(2) Der ordentliche Präsenzdienst umfaßt den
Grundwehrdienst und die Truppenübungen.
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(3) Der außerordentliche Präsenzdienst ist als
a) Präsenzdienst im Falle des § 2 Abs. 1

lit. a bis c;
b) Präsenzdienst im Falle des § 32 Abs. 2;
c) freiwillig verlängerter Grundwehrdienst

nach § 28 f;
d) Kaderübungen nach § 28 b Abs. 1;
e) freiwillige Waffenübungen nach § 28 c

Abs. 1;
f) außerordentliche Übungen nach § 28 g

Abs. 4;
g) Präsenzdienst nach dem Bundesgesetz über

die Entsendung von Angehörigen des Bun-
desheeres zur Hilfeleistung in das Ausland,
BGBl. Nr. 233/1965,

zu leisten.

Ordentlicher Präsenzdienst

§ 28 a. (1) Der Grundwehrdienst dauert sechs
Monate. Zum Grundwehrdienst sind alle Wehr-
pflichtigen verpflichtet, die das 35. Lebensjahr
noch nicht vollendet und noch keinen Wehrdienst
im Ausmaß von sechs Monaten geleistet haben.

(2) Truppenübungen sind Waffenübungen, die
von den Wehrpflichtigen zur Erhaltung des
Ausbildungsstandes und zur Unterweisung in ein-
zelnen Ausbildungsarten zu leisten sind. Die
Dauer der Truppenübungen ist nach den je-
weiligen militärischen Erfordernissen festzulegen
und soll in der Regel im Kalenderjahr 15 Tage
nicht überschreiten. Die Gesamtdauer aller
Truppenübungen, zu- denen ein Wehrpflichtiger
einberufen wird, darf 60 Tage nicht überschrei-
ten; die Wehrpflichtigen dürfen zu den Trup-
penübungen nur bis zur Vollendung des 35. Le-
bensjahres einberufen werden; wurde der Wehr-
pflichtige aber aus besonders rücksichtswürdigen,
in seiner Person gelegenen Gründen oder aus
öffentlichen Interessen erst nach Ablauf des seiner
Stellung folgenden Kalenderjahres zum Grund-
wehrdienst einberufen oder aus diesem vorzeitig
entlassen, so darf er zu Truppenübungen bis zum
Ablauf von 15 Jahren nach der vollständigen Ab-
leistung des Grundwehrdienstes (Abs. 1) einbe-
rufen werden. Wehrpflichtige, die Offiziere,
Unteroffiziere oder Chargen der Reserve sind,
dürfen bis zur Vollendung des 50. Lebensjahres
zu Truppenübungen einberufen werden.

(3) An Stelle des Grundwehrdienstes in der
Dauer von sechs Monaten können sich die Wehr-
pflichtigen zur Ableistung des Grundwehr-
dienstes in der Dauer von acht Monaten ver-
pflichten. Diese Verpflichtungserklärung ist

a) vor Antritt des Grundwehrdienstes bei der
Stellungskommission oder beim zuständigen
Militärkommando,

b) während des Grundwehrdienstes spätestens
zwei Wochen vor Ablauf des sechsten Mo-
nates dieser Präsenzdienstleistung beim zu-
ständigen Einheitskommandanten

schriftlich abzugeben. Die Verpflichtungserklä-
rung bedarf der Annahme durch das zuständige
Militärkommando; für diese Annahme und deren
Verweigerung sowie für die Zurückziehung der
Verpflichtungserklärung gelten die Bestimmungen
des § 28 f Abs. 3 und 5 sinngemäß.

(4) Wehrpflichtige, die den Grundwehrdienst
in der Dauer von acht Monaten geleistet haben,
sind von der Verpflichtung zur Ableistung von
Truppenübungen nach Abs. 2 befreit.

Kaderübungen

§ 28 b. (1) Kaderübungen sind Waffenübungen
zur Heranbildung von Wehrpflichtigen zur Aus-
übung von Kaderfunktionen sowie zur Erhal-
tung und Vertiefung ihrer erworbenen Befähi-
gungen. Kaderfunktionen sind Kommandanten-
funktionen und gleichwertige Funktionen. Die
Gesamtdauer der Kaderübungen beträgt je nach
Art der Funktionen

a) für eine Offiziersfunktion bis 90 Tage,
b) für eine andere Kaderfunktion bis 60 Tage.

Welche Kaderfunktionen den Kommandanten-
funktionen gleichwertig sind und welches Aus-
maß an Kaderübungen die einzelnen Kader-
funktionen erfordern, hat der Bundesminister
für Landesverteidigung durch Verordnung zu
bestimmen.

(2) Kaderübungen sind auf Grund einer frei-
willigen Meldung nach Abs. 6 oder auf Grund
einer im Abs. 7 und 8 oder im Abs. 9 näher
geregelten Verpflichtung zu leisten.

(3) Wehrpflichtige, die auf Grund ihrer Eig-
nung und des voraussichtlichen militärischen Be-
darfes für die Heranbildung zur Ausübung einer
Kaderfunktion in Betracht kommen, sind vom
zuständigen Einheitskommandanten oder dem
diesem gleichgestellten zuständigen Komman-
danten während des Grundwehrdienstes zu einer
vorbereitenden Kaderausbildung einzuteilen.
Wehrpflichtige, die sich vor dieser Einteilung frei-
willig zur Ableistung von Kaderübungen gemel-
det haben, sind im Falle der Eignung vorzugs-
weise zu berücksichtigen.

(4) Die zu einer vorbereitenden Kaderausbil-
dung eingeteilten Wehrpflichtigen sind vom zu-
ständigen Einheitskommandanten oder dem die-
sem gleichgestellten zuständigen Kommandanten
jeweils spätestens zwei Wochen vor Beginn die-
ser Ausbildung allen ihm unterstellten Wehr-
pflichtigen in geeigneter Weise bekanntzumachen.
Jenen Wehrpflichtigen, die sich freiwillig zur Ab-
leistung von Kaderübungen gemeldet haben, ist
eine Ablehnung ihrer Einteilung zur vorberei-
tenden Kaderausbildung vom zuständigen Ein-
heitskommandanten oder dem diesem gleich-
gestellten zuständigen Kommandanten mit kur-
zer Begründung mitzuteilen. Die Wehrpflichtigen
können innerhalb einer Woche nach der Be-
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kanntmachung über die Einteilung zur vorbe-
reitenden Kaderausbildung gegen ihre Nichtein-
teilung zu dieser eine mit Gründen versehene
Beschwerde beim nächsthöheren Vorgesetzten
des zuständigen Einheitskommandanten oder des
diesem gleichgestellten zuständigen Kommandan-
ten erheben, der über die Beschwerde innerhalb
von drei Tagen endgültig zu entscheiden hat.

(5) Innerhalb von drei Tagen nach der Be-
kanntmachung der Einteilung zu einer vorbe-
reitenden Kaderausbildung können sich Wehr-
pflichtige, sofern sie sich freiwillig zur Ab-
leistung von Kaderübungen melden, auch noch
nachträglich zur Teilnahme an der vorbereitenden
Kaderausbildung freiwillig melden. Diesen Wehr-
pflichtigen ist innerhalb von drei Tagen nach
ihrer freiwilligen Meldung vom zuständigen Ein-
heitskommandanten oder von dem diesem gleich-
gestellten zuständigen Kommandanten mitzutei-
len, ob ihre freiwillige Meldung angenommen
worden ist; wurde die freiwillige Meldung ab-
gelehnt, so können die Wehrpflichtigen innerhalb
von drei Tagen nach der Mitteilung über die Ab-
lehnung eine mit Gründen versehene Beschwerde
beim nächsthöheren Vorgesetzten des zuständigen
Einheitskommandanten oder des diesem gleichge-
stellten zuständigen Kommandanten erheben, der
über die Beschwerde innerhalb von drei Tagen
endgültig zu entscheiden hat.

(6) Wehrpflichtige, die sich freiwillig zur Ab-
leistung von Kaderübungen gemeldet haben, sind
nach Maßgabe ihrer Eignung und der militärischen
Erfordernisse zu Kaderübungen bis zum jeweili-
gen Gesamtausmaß nach Abs. 1 lit. a oder b her-
anzuziehen; sie sind von ihrer Eignung und der
Absicht, sie zu Kaderübungen heranzuziehen,
innerhalb eines Jahres nach ihrer Entlassung aus
dem Grundwehrdienst, sofern aber die freiwillige
Meldung zur Ableistung von Kaderübungen erst
nach der Entlassung aus dem Grundwehrdienst
abgegeben wurde, innerhalb eines Jahres nach
Abgabe der freiwilligen Meldung zu verstän-
digen. Die freiwillige Meldung zur Ableistung
von Kaderübungen ist unwiderruflich. Von der
Ablehnung der freiwilligen Meldung ist der Wehr-
pflichtige durch Bescheid des zuständigen Militär-
kommandos in Kenntnis zu setzen.

(7) Wehrpflichtige, die sich nicht freiwillig zur
Ableistung von Kaderübungen gemeldet, aber
eine vorbereitende Kaderausbildung erfolgreich
abgeleistet haben, sind verpflichtet, Kaderübun-
gen nach Maßgabe ihrer Eignung und der mili-
tärischen Erfordernisse bis zum jeweiligen Ge-
samtausmaß nach Abs. 1 lit. a oder b zu leisten,
sofern die notwendigen Kaderfunktionen auf
Grund der freiwilligen Ableistung von Kader-
übungen nicht ausreichend besetzt werden kön-
nen. Die Wehrpflichtigen sind entsprechend den
jeweiligen territorialen Bedürfnissen auszuwäh-

len, wobei auch auf ihre persönlichen Verhält-
nisse angemessen Rücksicht zu nehmen ist. Zu
diesen Kaderübungen dürfen die Wehrpflichtigen
der einzelnen Einberufungsjahrgänge nur bis zu
einem Anteil von höchstens 12% der Wehr-
pflichtigen ihres Geburtsjahrganges herangezogen
werden, wobei die Freiwilligen auf diesen Pro-
zentsatz anzurechnen sind; auf jenen Teil eines
Geburtsjahrganges, der bereits den Grundwehr-
dienst abgeleistet hat, darf nur eine in einem
angemessenen Verhältnis zu diesem Teil stehende
Quote des für die Heranziehung zu Kader-
übungen in Betracht kommenden Anteils der
Wehrpflichtigen dieses Geburtsjahrganges ent-
fallen.

(8) Die Auswahl der Wehrpflichtigen, die nach
Abs. 7 zur Ableistung von Kaderübungen bis
zum jeweiligen Gesamtausmaß nach Abs. 1
lit. a oder b verpflichtet sind, ist vom zuständigen
Militärkommando mit Bescheid (Auswahlbescheid)
innerhalb von zwei Jahren nach Entlassung aus
dem Grundwehrdienst vorzunehmen. Der Bun-
desminister für Landesverteidigung hat vor der
abweisenden Entscheidung über eine Berufung
gegen den Auswahlbescheid eine Stellungnahme
der Beschwerdekommission einzuholen, wenn es
der Berufungswerber verlangt. Auf Grund dieses
Bescheides können die Wehrpflichtigen nach Ein-
tritt der Rechtskraft entsprechend den militäri-
schen Erfordernissen bis zur Vollendung des
50. Lebensjahres zu den einzelnen Kaderübungen
einberufen werden.

(9) Nach den jeweiligen militärischen Erfor-
dernissen können

a) Reserveoffiziere oder Reserveoffiziersan-
wärter,

b) sonstige Wehrpflichtige der Reserve, sofern
sie Angehörige des Bundesheeres im Sinne
des § 1 Abs. 3 lit. b bis e gewesen sind,

bis zur Vollendung des 50. Lebensjahres ohne
ihre Zustimmung zu Kaderübungen (Abs. 1) her-
angezogen werden. Die vor dem 1. August 1977
geleisteten Kaderübungen sind auf das Gesamt-
ausmaß nach Abs. 1 lit. a oder b anzurechnen.

(10) Zu Kaderübungen dürfen Wehrpflichtige,
die unselbständig erwerbstätig sind, ohne Zu-
stimmung ihres Dienstgebers jeweils nur für die
Höchstdauer von insgesamt 30 Tagen innerhalb
von zwei Kalenderjahren einberufen werden.

Freiwillige Waffenübungen

§ 28 c. (1) Freiwillige Waffenübungen sind
Übungen zu Ausbildungszwecken auf Grund
freiwilliger Meldung.

(2) Zu freiwilligen Waffenübungen dürfen
Wehrpflichtige, die unselbständig erwerbstätig
sind, ohne Zustimmung ihres Dienstgebers je-
weils nur für die Höchstdauer von insgesamt
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30 Tagen innerhalb von zwei Kalenderjahren
einberufen werden."

24. Nach dem § 28 c sind folgende neue
§§ 28 d bis 28 h einzufügen:

„Standesevidenz- und Ausrüstungskontrolle bei
Waffenübungen

§ 28 d. Die Kontrolle der Standesevidenz und
der übergebenen Bekleidungs- und Ausrüstungs-
gegenstände ist im Rahmen von Waffenübungen
durchzuführen.

Ausbildungsvoraussetzungen für die Erlangung
von Reservedienstgraden

§ 28 e. Wehrpflichtige können auf Grund einer
Dienstleistung als Angehörige des Bundesheeres
(§ 1 Abs. 3) in der ausbildungsmäßig erforder-
lichen Dauer sowie nach erfolgreicher Ablegung
der ausbildungsmäßig erforderlichen Prüfungen
zu Offizieren, Unteroffizieren oder Chargen der
Reserve (§ 7 Abs. 2 und § 8) ernannt werden.

Freiwillig verlängerter Grundwehrdienst

§ 28 f. (1) Wehrpflichtige können auf Grund
einer freiwilligen Meldung im Anschluß an den
Grundwehrdienst oder nach der Entlassung aus
diesem den freiwillig verlängerten Grundwehr-
dienst in der Dauer von mindestens drei Mo-
naten, höchstens aber vier Jahren, leisten, sofern
sie bei Antritt des freiwillig verlängerten Grund-
wehrdienstes das 35. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben; Verpflichtungszeiträume, die über
drei Monate hinausgehen, haben jeweils sechs
Monate oder ein Vielfaches dieses Zeitraumes zu
betragen. Wehrpflichtige, die einen freiwillig ver-
längerten Grundwehrdienst von weniger als vier
Jahren leisten oder geleistet haben, können auf
Grund neuerlicher freiwilliger Meldungen den
freiwillig verlängerten Grundwehrdienst in wei-
teren Verpflichtungszeiträumen von sechs Mo-
naten oder einem Vielfachen dieses Zeitraumes
im Anschluß an den bereits geleisteten freiwillig
[verlängerten Grundwehrdienst oder nach der
Entlassung aus diesem leisten, wobei aber der
insgesamt geleistete freiwillig verlängerte Grund-
wehrdienst vier Jahre nicht übersteigen darf.
Für Wehrpflichtige, deren erster Verpflichtungs-
zeitraum drei Monate betragen hat, und die
einen freiwillig verlängerten Grundwehrdienst
bis zur höchstzulässigen Gesamtdauer von vier
Jahren leisten wollen, kann der letzte Verpflich-
tungszeitraum den auf insgesamt vier Jahre noch
fehlenden Zeitraum umfassen.

(2) Die Ableistung des freiwillig verlängerten
Grundwehrdienstes in der Dauer von sechs Mo-
naten ist Voraussetzung für die Ernennung zum
zeitverpflichteten Soldaten.

(3) Die freiwillige Meldung ist vom Wehr-
pflichtigen im Stellungsverfahren bei der Stel-

lungskommission, während einer Präsenzdienst-
leistung beim Kommandanten der militärischen
Dienststelle, der der Wehrpflichtige zur Dienst-
leistung zugeteilt ist, in allen übrigen Fällen beim
zuständigen Militärkommando schriftlich unter
Angabe des Verpflichtungszeitraumes abzugeben.
Während des Grundwehrdienstes oder eines frei-
willig verlängerten Grundwehrdienstes ist die
freiwillige Meldung spätestens zwei Wochen vor
Beendigung dieser Präsenzdienstleistung abzu-
geben. Die freiwillige Meldung bedarf der An-
nahme durch das zuständige Militärkommando.
Die Annahme der freiwilligen Meldung ist zu
verweigern, wenn ein Wahlausschließungsgrund
gemäß §§ 22 bis 25 der Nationalrats-Wahl-
ordnung 1971, BGBl. Nr. 391/1970, vorliegt,
wenn der Wehrpflichtige nicht die notwendige
militärische Eignung aufweist oder sonstige mili-
tärische Rücksichten der Leistung des freiwillig
verlängerten Grundwehrdienstes durch den
Wehrpflichtigen entgegenstehen. Sofern der Be-
scheid, mit dem die Annahme verweigert wird,
dem Wehrpflichtigen nicht spätestens eine
Woche vor der Entlassung aus dem Grundwehr-
dienst oder einem freiwillig verlängerten Grund-
wehrdienst, einem Wehrpflichtigen aber, der den
Grundwehrdienst bereits geleistet hat und nicht
einen freiwillig verlängerten Grundwehrdienst
leistet, spätestens zwei Wochen nach Abgabe der
freiwilligen Meldung zugestellt wird, gilt die
freiwillige Meldung als angenommen. Einer Be-
rufung gegen den Bescheid, mit dem die Annahme
verweigert wird, kommt keine aufschiebende
Wirkung zu.

(4) Dem Wehrpflichtigen, dessen freiwillige
Meldung angenommen wurde, und der den
Grundwehrdienst bereits geleistet hat und nicht
einen freiwillig verlängerten Grundwehrdienst
leistet, ist der Einberufungsbefehl zum freiwillig
verlängerten Grundwehrdienst spätestens zwei
Wochen nach der Abgabe der freiwilligen Mel-
dung zuzustellen. Der Zeitraum zwischen Zu-
stellung des Einberufungsbefehles und dem in
diesem bestimmten Einberufungstermin darf nicht
mehr als drei Monate betragen.

(5) Die Meldung zum freiwillig verlängerten
Grundwehrdienst kann vom Wehrpflichtigen bis
zum Ablauf des achten Tages nach Zustellung
des Einberufungsbefehles, und zwar auch ohne
Angabe von Gründen, zurückgezogen werden.
Die Zurückziehung der freiwilligen Meldung ist
beim zuständigen Militärkommando einzubrin-
gen. Die Bestimmungen des § 29 Abs. 3, 4 und 5
sowie des § 32 Abs. 4 bis 10 bleiben unbe-
rührt.

Einberufung zum Präsenzdienst

§ 28 g. (1) Wehrpflichtige und Personen, die
sich freiwillig zur vorzeitigen Ableistung des
Präsenzdienstes gemeldet haben, sind durch das



2330 103. Stück — Ausgegeben am 26. Juli 1977 — Nr. 385

zuständige Militärkommando mittels Einberu-
fungsbefehls zum Präsenzdienst einzuberufen.
Gegen den Einberufungsbefehl ist ein ordentli-
ches Rechtsmittel nicht zulässig. Der Einberu-
fungsbefehl zum Grundwehrdienst ist spätestens
vier Wochen vor dem Einberufungstag zuzu-
stellen, sofern militärische Erfordernisse dem
nicht entgegenstehen. Der Einberufungsbefehl
zu Truppenübungen (§ 28 a Abs. 2), zu Kader-
übungen (§ 28 b Abs. 1) sowie zu freiwilligen
Waffenübungen (§ 28 c Abs. 1) ist, sofern mili-
tärische Erfordernisse nicht entgegenstehen, spä-
testens acht Wochen vor dem Einberufungstag
zuzustellen. Die Einberufung kann, wenn es
militärische Rücksichten erfordern, auch durch
eine allgemeine Bekanntmachung erfolgen, in
der der Ort, an dem der Präsenzdienst anzu-
treten ist, sowie der Zeitpunkt des Beginnes des
Präsenzdienstes zu bestimmen sind. Hinsichtlich
jener Wehrpflichtigen, denen zur Vorbereitung
einer allfälligen Einberufung Scheine ausgefolgt
wurden, in denen der Ort, an dem sich die
Wehrpflichtigen im Falle ihrer Einberufung zum
außerordentlichen Präsenzdienst einzufinden
haben, angeführt äst (Bereitstellungsscheine), ge-
nügt als Ortsangabe der Hinweis auf den im
Bereitstellungsschein angeführten Ort. Die all-
gemeine Bekanntmachung ist durch Anschlag an
den Amtstafeln der Gemeinden, sofern dies aber
aus militärischen Rücksichten nicht möglich ist,
in anderer geeigneter Weise — so insbesondere
durch Rundfunk oder sonstige akustische Mit-
tel — kundzumachen. Die Einberufung durch
eine allgemeine Bekanntmachung obliegt dem
Bundesminister für Landesverteidigung.

(2) Wehrpflichtige und Personen, die sich frei-
willig zur vorzeitigen Ableistung des Präsenz-
dienstes gemeldet haben, sind nach Eignung und
Bedarf und — soweit militärische Erfordernisse
nicht entgegenstehen — unter Bedachtnahme
auf den erlernten Beruf, auf die sonst nachge-
wiesenen Fachkenntnisse und auf den Wohnsitz
sowie auf die vor der Stellungskommission vor-
gebrachten Wünsche hinsichtlich Garnison und
Truppengattung den einzelnen Truppenkörpern
zuzuweisen. Bei Personen, die sich freiwillig zur
vorzeitigen Ableistung des Präsenzdienstes ge-
meldet haben, sowie bei Wehrpflichtigen, die sich
zur Ableistung eines freiwillig verlängerten
Grundwehrdienstes gemeldet haben, ist über-
dies der vor der Stellungskommission vorge-
brachte Wunsch hinsichtlich des Einberufungs-
termines — soweit militärische Erfordernisse
nicht entgegenstehen — zu berücksichtigen.

(3) Die allgemeine oder teilweise Einberufung
zum außerordentlichen Präsenzdienst im Falle
des § 2 Abs. 1 lit. a (personelle Gesamtmobil-
machung oder personelle Teilmobilmachung)
sowie in den Fällen des § 2 Abs. 1 lit. b und c

verfügt der Bundespräsident. Diese Verfügung
ist durch Anschlag an den Amtstafeln der Ge-
meinden, sofern dies aber aus militärischen Rück-
sichten nicht möglich ist, in anderer geeigneter
Weise — so insbesondere durch Rundfunk oder
sonstige akustische Mittel oder durch das Amts-
blatt zur Wiener Zeitung — kundzumachen.
Sie tritt mit der Verlautbarung in Kraft. Die
allgemeine Einberufung hat alle zur Ableistung
des außerordentlichen Präsenzdienstes verpflich-
teten Wehrpflichtigen der Reserve zu erfassen.
Die teilweise Einberufung kann zur Ableistung
des außerordentlichen Präsenzdienstes verpflich-
tete Wehrpflichtige der Reserve

a) eines Geburtsjahrganges oder mehrerer
Geburtsjahrgänge,

b) aus einem Ergänzungsbereich oder aus
mehreren Ergänzungsbereichen oder aus
Teilen solcher Bereiche,

c) die auf Grund ihrer Zugehörigkeit zu einer
bestimmten militärischen Einheit oder auf
Grund ihrer Eignung für bestimmte mili-
tärische Verwendungen in Betracht kom-
men,

d) des Beurlaubtenstandes (§ 16 Abs. 6)
erfassen.

(4) Bei außergewöhnlichen Verhältnissen kann
der Bundesminister für Landesverteidigung
innerhalb der ihm von der Bundesregierung er-
teilten Ermächtigung als vorsorgliche Maßnahme
zur Verstärkung der Verteidigungsbereitschaft
die Einberufung von Wehrpflichtigen zu außer-
ordentlichen Übungen unbeschadet ihres bereits
abgeleisteten und nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes allenfalls noch zu leistenden Prä-
senzdienstes verfügen. Für diese Verfügung und
deren Kundmachung gelten im übrigen die Be-
stimmungen des Abs. 3 sinngemäß.

(5) Die allgemeine oder teilweise Einberufung
von Wehrpflichtigen, die dem Beurlaubtenstand
angehören (§16 Abs. 6), zum außerordentlichen
Präsenzdienst in den Fällen des § 2 Abs. 1 lit. a
bis c oder zu außerordentlichen Übungen (Abs. 4)
verfügt der Bundesminister für Landesverteidi-
gung innerhalb der ihm von der Bundesregie-
rung erteilten Ermächtigung. Für diese Ver-
fügung und deren Kundmachung gelten im
übrigen die Bestimmungen des Abs. 3 sinnge-
mäß.

Berufliche Bildung im freiwillig verlängerten
Grundwehrdienst

§ 28 h. (1) Wehrpflichtigen, die einen frei-
willig verlängerten Grundwehrdienst in der Ge-
samtdauer von mindestens drei Jahren ohne
Unterbrechung leisten, ist vom zuständigen
Militärkommando eine berufliche Bildung im
Inland bis zum Höchstausmaß von einem Drittel
der Dienstleistungszeit im freiwillig verlängerten
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Grundwehrdienst während dieses Präsenzdienstes
zu ermöglichen. Der Beginn der beruflichen Bil-
dung ist vom zuständigen Militärkommando
nach den dienstlichen Erfordernissen und, soweit
diese nicht entgegenstehen, unter Berücksichti-
gung der Interessen der anspruchsberechtigten
Wehrpflichtigen zu bestimmen. Die anspruchsbe-
rechtigten Wehrpflichtigen haben sich vor Beginn
der beruflichen Bildung nachweislich einer ange-
messenen Berufsberatung zu unterziehen. Im
übrigen gelten hinsichtlich dieser beruflichen Bil-
dung die Abs. 4 bis 8 des § 10 sinngemäß.

(2) Wehrpflichtige, die nach einer Gesamt-
dauer des geleisteten freiwillig verlängerten
Grundwehrdienstes von vier Jahren oder wegen
eines in diesem Präsenzdienst erlittenen Unfalls
aus dem Präsenzdienst ausscheiden, sind inner-
halb von vier Jahren nach der Entlassung aus
dem Präsenzdienst im Falle der Bewerbung um
eine Planstelle für Bundesbeamte vorzugsweise
zu berücksichtigen, wenn sie für die angestrebte
Planstelle mindestens gleich geeignet sind wie
die übrigen Bewerber.

(3) Durch Verordnung der Bundesregierung
kann bestimmt werden, daß auf bestimmte Plan-
stellen der Bundesverwaltung nur Personen er-
nannt werden dürfen, auf die Abs. 2 zutrifft."

25. § 29 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Von der Einberufung in das Bundesheer
sind ausgeschlossen:

a) Personen, über die eine Freiheitsstrafe
verhängt worden ist, und die einen Straf-
aufschub oder eine Strafunterbrechung be-
willigt erhielten, für die Dauer dieses Auf-
schubs oder dieser Unterbrechung sowie
Personen, die sich in Haft befinden oder
sonst auf behördliche Anordnung ange-
halten werden, für die Dauer dieser Haft
oder dieser Anhaltung,

•b) Personen, die wegen Geisteskrankheit oder
Geistesschwäche voll oder beschränkt ent-
mündigt sind, für die Dauer der Ent-
mündigung."

26. § 30 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) In die Dienstzeit werden nicht eingerech-
net:

a) die Zeit einer Desertion oder unerlaubten
Abwesenheit, beginnend mit dem auf eine
solche Entweichung oder dem Beginn eines
solchen Fernbleibens folgenden Tag bis
einschließlich des Tages der Selbststellung
oder Aufgreifung,

b) die Zeit, während der sich ein Wehrpflich-
tiger durch listige Umtriebe, durch Nicht-
befolgung des Einberufungsbefehls, durch
Herbeiführung der Dienstuntauglichkeit

oder durch grobe Täuschung dem Dienst
entzogen hat,

c) die Zeit einer Haft oder sonstigen behörd-
lichen Anhaltung."

27. § 31 hat zu lauten:

„Treuegelöbnis

§ 31. Nach erstmaligem Antritt des Dienstes
hat jeder Wehrpflichtige ein Treuegelöbnis zu
leisten. Das Treuegelöbnis lautet: ,Ich gelobe,
mein Vaterland, die Republik Österreich, und
sein Volk zu schützen, und mit der Waffe zu
verteidigen; ich gelobe, den Gesetzen und den ge-
setzmäßigen Behörden Treue und Gehorsam zu
leisten, alle Befehle meiner Vorgesetzten pünkt-
lich und genau zu befolgen und mit allen meinen
Kräften der Republik Österreich und dem öster-
reichischen Volke zu dienen.'"

28. Die lit. a des § 32 Abs. 1 hat zu lauten:
„a) regelmäßig nach beendetem Grundwehr-

dienst oder beendeter Truppenübung,"

29. Im § 32 Abs. 2 ist die Zitierung „§ 28
Abs. 5 lit. c bis e" durch die Zitierung „§ 28
Abs. 3 lit. c bis e" zu ersetzen.

30. Im § 32 Abs. 5 ist die Zitierung „(§ 28
Abs. 4)" durch die Zitierung „(§ 28 a Abs. 2)"
und die Zitierung „(§ 28 Abs. 6)" durch die
Zitierung „(§ 28 b Abs. 1)" zu ersetzen.

31. § 32 Abs. 9 hat zu lauten:
„(9) Die vorzeitige Entlassung steht einer neu-

erlichen Einberufung zum Präsenzdienst nach
Wegfall des Entlassungsgrundes nicht entgegen.
Die neuerliche Einberufung ist nur für die rest-
liche Dauer des Präsenzdienstes, aus dem der
Wehrpflichtige vorzeitig entlassen wurde, zu-
lässig. Wehrpflichtige, die vorzeitig aus

a) dem Grundwehrdienst nach § 28 a
Abs. 1 entlassen wurden, dürfen nur bis
zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie
das 35. Lebensjahr vollenden, zur Ablei-
stung dieses Präsenzdienstes in seiner rest-
lichen Dauer einberufen werden,

b) dem Grundwehrdienst nach § 28 a Abs. 3
entlassen wurden, dürfen, sofern sie vor
dem Ablauf des sechsten Monates dieses
Präsenzdienstes entlassen wurden, bis zu
dem in der lit. a genannten Zeitpunkt zur
Ableistung des Grundwehrdienstes in seiner
restlichen Dauer, sofern sie aber nach Ab-
lauf des sechsten Monates des Grundwehr-
dienstes entlassen wurden, bis zu der nach
§ 28 a Abs. 2 maßgeblichen Altersgrenze zu
Truppenübungen in der restlichen Dauer
dieses Grundwehrdienstes einberufen wer-
den.

Wehrpflichtige, die vorzeitig aus dem freiwillig
verlängerten Grundwehrdienst oder aus frei-
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willigen Waffenübungen entlassen wurden,
dürfen nach Wegfall des Entlassungsgrundes nur
mit ihrer Zustimmung für die restliche Dauer
des jeweiligen Präsenzdienstes einberufen wer-
den."

32. Nach § 32 ist folgender neuer § 32 a ein-
zufügen:

„Dienstunfähigkeit

§ 32 a. (1) Präsenzdienst leistende Wehrpflich-
tige, die nach Feststellung des zuständigen Mili-
tärarztes geistig oder körperlich zu jedem Dienst
im Bundesheer dauernd oder vorübergehend un-
fähig sind und die Herstellung der Dienstfähig-
keit innerhalb von 30 Tagen, sofern aber der
Präsenzdienst, zu dem sie einberufen wurden,
früher endet, bis zu diesem Zeitpunkt nicht er-
warten lassen, gelten mit Ablauf des Tages, an
dem die Feststellung der dauernden oder vor-
übergehenden Dienstunfähigkeit getroffen wird,
als im Sinne des § 32 vorzeitig aus dem Präsenz-
dienst entlassen und in die Reserve rückversetzt.

(2) Ist die angeführte Dienstunfähigkeit auf
eine Gesundheitsschädigung infolge des Präsenz-
dienstes einschließlich einer allfälligen beruflichen
Bildung oder auf eine in der lit. d, h, i oder j
des § 1 Abs. 1 des Heeresversorgungsgesetzes,
BGBl. Nr. 27/1964, in der geltenden Fassung
näher umschriebene Gesundheitsschädigung zu-
rückzuführen, so findet Abs. 1 nur dann An-
wendung, wenn der betroffene Wehrpflichtige mit
seinem unverzüglichen Ausscheiden aus dem
Präsenzstand einverstanden ist. Hinsichtlich der
Gesundheitsschädigungen gelten die Bestimmun-
gen der Abs. 1 und 2 des § 2 HVG sinngemäß."

33. § 33 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Den Wehrpflichtigen der Reserve können,
wenn militärische Rücksichten es erfordern,

a) bei der Entlassung aus dem Präsenzdienst,
b) auf Anordnung des zuständigen Militär-

kommandos an dem Ort und zu der Zeit,
die in dieser Anordnung genannt sind,

Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände zur
persönlichen Verwahrung am Wohnort im In-
land übergeben werden; die Übermittlung dieser
Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände kann
auch auf dem Post- oder Bahnwege erfolgen. Die
Wehrpflichtigen der Reserve sind verpflichtet,
diese Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände
an ihrem Wohnort im Inland gleich einem Ver-
wahrer im Sinne des Allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches nach Maßgabe der folgenden Ab-
sätze, und soweit sich daraus nichts anderes ergibt,
zu verwahren."

34. In den Abs. 6 und 8 des § 33 haben jeweils
im ersten Satz nach dem Wort „Präsenzdienst-
leistung" der Beistrich sowie die Worte „einer
Inspektion oder einer Instruktion" zu entfallen.

35. § 33 Abs. 10 hat zu lauten:
„(10) Werden Wehrpflichtige der Reserve zum

Präsenzdienst einberufen, so haben sie jeweils mit
den ihnen zur Verwahrung übergebenen Be-
kleidungs- und Ausrüstungsgegenständen den
Präsenzdienst anzutreten."

36. § 33 b hat zu entfallen.

37. Dem § 33 c ist folgender neuer Abs. 3
anzufügen:

„(3) Berufsoffiziere des Ruhestandes sind be-
rechtigt, bis zum Ablauf des Jahres, in dem sie
das 65. Lebensjahr vollenden, die ihrer dienst-
rechtlichen Stellung und ihrer Waffengattung im
Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand,
sofern ihnen aber aus diesem Anlaß ein höherer
Amtstitel verliehen wurde, die diesem Amts-
titel entsprechende Uniform des Bundesheeres
nach Maßgabe des Abs. 2 zu tragen. Dies gilt
nicht, sofern über den Berufsoffizier

a) die Disziplinarstrafe der Versetzung in
den Ruhestand mit gemindertem Ruhe-
genuß rechtskräftig verhängt wurde,

b) im Ruhestand eine Disziplinarstrafe —
ausgenommen der Verweis — rechtskräftig
verhängt wurde, für die Dauer dieser
Disziplinarstrafe."

38. Im § 34 Abs. 2 ist die Zitierung „§ 28 a
Abs. 2" durch die Zitierung „§ 28 g Abs. 2" zu
ersetzen.

39. Die Abs. 1 bis 3 des § 37 haben zu lauten:
„(1) Chargen und Soldaten ohne Chargen-

grad, die den Grundwehrdienst oder einen frei-
willig verlängerten Grundwehrdienst leisten,
haben Soldatenvertreter zu wählen; sie haben
je einen Soldatenvertreter zum Kommandanten
der Einheit, sofern sie aber keiner Einheit ange-
hören, zu dem einem solchen Kommandanten
gleichgestellten Vorgesetzten zu entsenden.

(2) Die Wahl ist auf der Grundlage des un-
mittelbaren, gleichen, geheimen und persönlichen
Wahlrechtes durchzuführen.

(3) Die Soldatenvertreter haben die Interessen
der von ihnen vertretenen Wehrpflichtigen,
soweit sie den Dienstbetrieb betreffen, zu wahren
und zu fördern. Sie haben insbesondere das
Recht mitzuwirken

a) bei der Verabreichung der Besoldung und
Bekleidung;

b) in Angelegenheiten der Unterbringung und
Verpflegung;

c) in Angelegenheiten der Dienstfreistellung;
d) beim Vorbringen von Wünschen und Be-

schwerden;
e) im Ordnungsstraf- und Disziplinarver-

fahren gemäß § 7 Abs. 1 des Heeres-
disziplinargesetzes, BGBl. Nr. 369/1975;

f) an Betreuungsmaßnahmen, die den Solda-
ten zur Freizeitgestaltung dienen.
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Die Soldatenvertreter haben dabei auf die Er-
fordernisse eines geordneten, zweckmäßigen und
wirtschaftlichen Dienstbetriebes Rücksicht zu
nehmen. Ihnen sind, soweit militärische Rück-
sichten nicht entgegenstehen, die für die Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben notwendigen Informa-
tionen zu erteilen."

40. § 39 hat zu lauten:

„Dienstfreistellung

§ 39. (1) Wehrpflichtige, die einen freiwillig
verlängerten Grundwehrdienst leisten, haben
Anspruch auf eine Dienstfreistellung; der An-
spruch besteht hinsichtlich eines Verpflichtungs-
zeitraumes von drei Monaten jedoch nur dann,
wenn dieser Verpflichtungszeitraum unmittelbar
an den Grundwehrdienst anschließt oder un-
mittelbar vor einem weiteren Verpflichtungs-
zeitraum liegt.

(2) Die Dienstfreistellung beträgt für je sechs
Monate des freiwillig verlängerten Grundwehr-
dienstes zwölf Werktage. Ergibt die Dauer des
freiwillig verlängerten Grundwehrdienstes nicht
sechs Monate oder ein Vielfaches dieses Zeit-
raumes, so gebührt die Dienstfreistellung anteil-
mäßig; hiebei gelten Bruchteile von Werktagen
als volle Werktage.

(3) Wird ein freiwillig verlängerter Grund-
wehrdienst im Anschluß an den Grundwehr-
dienst nach § 28 a Abs. 1 oder Abs. 3 geleistet,
so ist auch die Zeit des Grundwehrdienstes für
die Bemessung der Dienstfreistellung nach Abs. 2
heranzuziehen.

(4) Der Zeitpunkt der Dienstfreistellung ist
nach den dienstlichen Erfordernissen festzusetzen,
wobei auf die persönlichen Verhältnisse des
Wehrpflichtigen angemessen Rücksicht zu
nehmen ist. Sofern die Gesamtdauer des frei-
willig verlängerten Grundwehrdienstes und des
allenfalls unmittelbar vorher geleisteten Grund-
wehrdienstes zwölf Monate nicht übersteigt, ist
die Dienstfreistellung unmittelbar vor der Ent-
lassung aus dem Präsenzdienst zu gewähren;
aus triftigen Gründen kann aber in diesen Fällen
die Dienstfreistellung teilweise oder zur Gänze
und zu einem früheren Zeitpunkt gewährt wer-
den.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten
für Wehrpflichtige, die einen außerordentlichen
Präsenzdienst nach § 28 Abs. 3 lit. b oder lit. g
leisten, sinngemäß.

(6) Die Entscheidung über Dienstfreistellungen
nach den Abs. 1 bis 5 obliegt dem zuständigen
Einheitskommandanten oder dem ihm gleich-
gestellten Kommandanten.

(7) Als Anerkennung für besondere Leistun-
gen im Dienst kann der zuständige Kommandant
des Truppenkörpers oder der ihm gleichgestellte
Kommandant auf Vorschlag des zuständigen

Einheitskommandanten oder des ihm gleichge-
stellten Kommandanten nach Anhören des zu-
ständigen Soldatenvertreters Wehrpflichtigen,
die Präsenzdienst leisten, eine Dienstfreistellung
gewähren. Diese Dienstfreistellung darf im
einzelnen Fall unter Bedachtnahme auf die
jeweiligen militärischen Erfordernisse bis zu einer
Dauer von zwei Werktagen gewährt werden;
die Gesamtdauer solcher Dienstfreistellungen
darf innerhalb von sechs Monaten des Präsenz-
dienstes sechs Werktage nicht überschreiten. Der
Zeitpunkt der Dienstfreistellung ist nach den
dienstlichen Erfordernissen festzusetzen.

(8) Sofern besondere Leistungen im Dienst
eine höhere Anerkennung verdienen, als durch
die Bestimmungen des Abs. 7 vorgesehen ist,
kann der Bundesminister für Landesverteidigung
an Stelle von oder zusätzlich zu Dienstfrei-
stellungen nach Abs. 7 Dienstfreistellungen bis
zu einer Dauer von drei Werktagen gewähren.
Der Zeitpunkt dieser Dienstfreistellungen ist
nach den dienstlichen Erfordernissen festzu-
setzen.

(9) Außer den in den Abs. 1 bis 8 geregelten
Dienstfreistellungen kann den Wehrpflichtigen,
die Präsenzdienst leisten, vom zuständigen Ein-
heitskommandanten oder von dem diesem gleich-
gestellten Kommandanten in dringenden Fällen,
insbesondere aus familiären oder sonstigen
persönlichen Gründen, eine Dienstfreistellung im
unbedingt notwendigen Ausmaß, höchstens
jedoch in der Dauer einer Woche, gewährt wer-
den."

41. § 40 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Ansprüche der Berufsoffiziere, der

zeitverpflichteten Soldaten, der nach § 11 zur
Ausübung einer Unteroffiziersfunktion herange-
zogenen Beamten und Vertragsbediensteten sowie
der nach § 11 a in einer Offiziersfunktion ver-
wendeten Personen bestimmen sich nach den
wehr-, dienst- und sozialversicherungsrechtlichen
Vorschriften."

42. § 43 hat zu lauten:

„Nötigung zur Teilnahme an politischen Ver-
einigungen

§ 43. Wer eine Militärperson durch Gewalt,
Drohung, Einschüchterung oder Verletzung an
der Ehre zu nötigen sucht, einer politischen
Vereinigung beizutreten oder aus einer solchen
auszutreten, ist, wenn die Tat nicht nach anderen
Bestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist,
vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu sechs
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätzen zu bestrafen."

43. § 45 hat zu lauten:

„Umgehung der Wehrpflicht

§ 45. (1) Wer sich listiger Umtriebe bedient,
um sich oder einen anderen der Erfüllung der
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Wehrpflicht ganz oder teilweise zu entziehen,
ist, wenn die Tat nicht nach anderen Bestimmun-
gen mit strengerer Strafe bedroht ist, vom
Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu
bestrafen.

(2) Die vorstehende Bestimmung ist nicht an-
zuwenden, wenn die Tat einen Tatbestand nach
dem Militärstrafgesetz bildet."

44. § 46 hat zu lauten:

„Verletzung der Stellungspflicht

§ 46. (1) Wer der Stellungspflicht nach § 23
Abs. 1 nicht nachkommt, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und ist hiefür mit Geldstrafe
bis zu 30000 S zu bestrafen.

(2) Wer gegen die Pflicht zur Befolgung von
Weisungen nach § 23 Abs. 6 verstößt, begeht
eine Verwaltungsübertretung und ist hiefür mit
Geldstrafe bis zu 3000 S zu bestrafen."

45. § 47 hat zu lauten:

„Verletzung der Meldepflicht, unerlaubtes Ver-
lassen des Bundesgebietes

§ 47. (1) Ein Wehrpflichtiger, der die An-
meldung nach § 16 Abs. 3 oder die Meldung
nach § 16 Abs. 4 unterläßt, begeht eine Ver-
waltungsübertretung und ist hiefür mit einer
Geldstrafe bis zu 3000 S zu bestrafen.

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht ferner
ein Wehrpflichtiger, der den auf Grund des § 16
Abs. 5 erlassenen Verordnungen oder den Pflich-
ten des Beurlaubtenstandes in der Reserve (§16
Abs. 6) zuwiderhandelt. Er ist hiefür mit einer
Geldstrafe bis zu 6000 S zu bestrafen."

46. § 47 c hat zu entfallen; der bisherige § 47 d
erhält die Bezeichnung „§ 47 c".

47. § 48 hat zu lauten:

„Zuständigkeit zur Durchführung des Strafver-
fahrens

§ 48. In den Fällen der §§ 46, 47, 47 a, 47 b
und 47 c ist zur Durchführung des Strafver-
fahrens die Bezirksverwaltungsbehörde, zu deren
örtlichem Wirkungsbereich der Aufenthalt des
Beschuldigten gehört, wenn aber dieser Ort zum
örtlichen Wirkungsbereich einer Bundespolizei-
behörde gehört, diese Behörde zuständig."

48. § 51 hat zu lauten:

„Anwendung bestimmter Vorschriften auf Ange-
hörige des Bundesheeres und Beamte der Heeres-

verwaltung

§ 51. (1) Für die Beamten der Heeresverwal-
tung gelten die Bestimmungen der Dienst-
pragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, in der geltenden
Fassung und des Beamten-Dienstrechtsgesetzes,
BGBl. Nr. 329/1977, im vollen Umfange, für
die Berufsoffiziere, zeitverpflichteten Soldaten

sowie für die Beamten, die zur Ausübung einer
Unteroffiziersfunktion herangezogen sind, gelten
die angeführten Bestimmungen mit Ausnahme
des 8. Abschnittes (§§ 81 bis 95) des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes.

(2) Offiziere, die Leiter einer Dienststelle sind,
haben hinsichtlich der Ahndung von Pflichtver-
letzungen der ihnen unterstellten Beamten, die
nicht dem im § 1 Abs. 3 genannten Personen-
kreis angehören, den 8. Abschnitt des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes, sofern es sich um Lehrer
handelt, überdies die §§ 124 bis 127 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes anzuwenden; hiebei kom-
men diesen Offizieren die Pflichten und Befug-
nisse des Dienstvorgesetzten (§ 69 Abs. 1 BDG)
zu.

(3) Leiter einer militärischen Dienststelle, die
nicht Offiziere sind, haben hinsichtlich der Ahn-
dung von Pflichtverletzungen der ihnen unter-
stellten Angehörigen des Bundesheeres (§ 1
Abs. 3) die Bestimmungen des Heeresdisziplinar-
gesetzes, BGBl. Nr. 151/1956, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 264/1957, 234/
1965, 272/1971 und 369/1975 anzuwenden;
hiebei kommen diesen Dienststellenleitern die
Pflichten und Befugnisse des Ordnungsstraf-
befugten bzw. des Disziplinarvorgesetzten nach
den Bestimmungen des Heeresdisziplinargesetzes
zu."

49. Die Überschrift des § 52 hat zu lauten:

„Ergänzung der Stände an Offizieren, Unter-
offizieren und Chargen der Reserve"

50. § 52 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Personen, die auf Grund ihrer militäri-
schen Ausbildung und Erfahrung sowie nach
Maßgabe der Dienstfähigkeit für die Verwendung
als Offizier, Unteroffizier oder Charge der Re-
serve geeignet sind, das 60. Lebensjahr jedoch
noch nicht vollendet haben, können nach Be-
endigung einer auf Grund freiwilliger Meldung
abzuleistenden Waffenübung in der Dauer von
mindestens zwei Wochen, zu deren Ableistung
es keiner Zustimmung des Dienstgebers bedarf,
zu Offizieren, Unteroffizieren oder Chargen der
Reserve ernannt werden. Mit der Ableistung
einer solchen Waffenübung gilt die Verpflichtung
zur Ableistung des ordentlichen Präsenzdienstes
als erfüllt."

51. Die Abs. 3 und 4 des § 52 haben zu ent-
fallen; der bisherige Abs. 5 erhält die Bezeichnung
»(3)".

ARTIKEL II

(1) Einen freiwillig verlängerten Grundwehr-
dienst nach § 28 f des Wehrgesetzes, BGBl.
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Nr. 181/1955, in der Fassung dieses Bundesgeset-
zes, können auch Wehrpflichtige ableisten, die
einen ordentlichen Präsenzdienst in der Dauer
von neun Monaten nach § 28 des Wehrgesetzes,
BGBl. Nr. 181/1955, abgeleistet haben, wobei ein
allenfalls abgeleisteter verlängerter ordentlicher
Präsenzdienst nach der Verordnung der Bundes-
regierung über den verlängerten ordentlichen
Präsenzdienst im Bundesheer, BGBl. Nr. 142/
1956, in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 257/1958, 271/1963 und 274/1969 auf den
freiwillig verlängerten Grundwehrdienst nicht
anzurechnen ist. Für den Anspruch auf beruf-
liche Bildung sowie für die sinngemäße Anwen-
dung der Abs. 2 und 3 des § 28 h des Wehrge-
setzes in der Fassung dieses Bundesgesetzes ist je-
doch ein abgeleisteter verlängerter ordentlicher
Präsenzdienst auf den freiwillig verlängerten
Grundwehrdienst anzurechnen.

(2) Die Bestimmungen des § 21 Abs. 7 des
Wehrgesetzes in der Fassung dieses Bundesgesetzes
gelten für die Ergebnisse aller bisher durchge-
führten Stellungsuntersuchungen.

(3) Die nach dem § 33 a des Wehrgesetzes in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 272/
1971 und 89/1974 abgeleisteten Inspektionen und
Instruktionen sind auf das Gesamtausmaß der
Kaderübungen gemäß den Bestimmungen des
Wehrgesetzes in der Fassung dieses Bundesgeset-
zes anzurechnen.

ARTIKEL III

(1) Die Stellungskommissionen, denen zur
Durchführung der Stellung keine für diesen
Zweck errichteten ortsfesten Anlagen zur Ver-
fügung stehen, bestehen abweichend vom § 20
Abs. 2 des Wehrgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 17 dieses Bundesgesetzes lediglich aus einem
Stabsoffizier als Vorsitzenden sowie einem Stabs-
offizier oder Hauptmann, einem rechtskundigen
Bediensteten und einem Arzt als weiteren Mit-
gliedern.

(2) Steht einer Stellungskommission mit einer
zur Durchführung der Stellung errichteten orts-
festen Anlage ein Bediensteter mit dem abge-
schlossenen Hochschulstudium der Psychologie
und mindestens einjähriger Verwendung im
heerespsychologischen Dienst als Mitglied der
Stellungskommission nicht zur Verfügung, so
kann der Stellungskommission bis 30. Juni 1982
an Stelle dieses Mitgliedes ein Bediensteter des
gehobenen Dienstes mit mindestens einjähriger
Verwendung im heerespsychologischen Dienst an-
gehören.

(3) Bis 30. Juni 1982 sind Wehrpflichtige ab-
weichend vom § 23 Abs. 4 des Wehrgesetzes in
der Fassung des Art. I Z. 20 dieses Bundesgesetzes
in einem der beiden Kalenderjahre, in dem sie
das 18. oder 19. Lebensjahr vollenden, zur
Stellung heranzuziehen.

ARTIKEL IV

Wird in Bundesgesetzen auf § 28, § 28 a, § 28 b
oder § 28 c des Wehrgesetzes hingewiesen, an
deren Stelle mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes die Bestimmungen der §§ 28 bis 28 h
wirksam werden, so sind diese Hinweise auf die
entsprechenden neuen Bestimmungen zu beziehen.

ARTIKEL V

Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
treten die Art. II und III der Wehrgesetz-No-
velle 1969, BGBl. Nr. 96, sowie die Art. III, IV
und XI des Bundesgesetzes vom 15. Juli 1971,
BGBl. Nr. 272, mit dem wehrrechtliche Bestim-
mungen neuerlich geändert werden, außer Kraft.

ARTIKEL VI

(1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des
Art. I Z. 40, soweit dessen Bestimmungen das
Ausmaß der Dienstfreistellung im freiwillig ver-
längerten Grundwehrdienst betreffen, am 1. Jän-
ner 1977, hinsichtlich des Art. I Z. 48 mit 1. Jän-
ner 1978, im übrigen jedoch mit 1. August 1977
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich

1. Art. I Z. 2, soweit einem anderen als dem
Bundesminister für Landesverteidigung Auf-
gaben übertragen sind, der jeweils zuständige
Bundesminister im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Landesverteidigung, so-
weit der Bundesregierung Aufgaben über-
tragen sind, diese,

2. Art. I Z. 3 der Bundeskanzler im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Landes-
verteidigung,

3. Art. I Z. 7 und 8 der Bundesminister für
Landesverteidigung im Einvernehmen mit
dem jeweils zuständigen Bundesminister, so-
weit aber der Wirkungsbereich eines anderen
als des Bundesministers für Landesverteidi-
gung vorwiegend betroffen ist, dieser Bun-
desminister im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Landesverteidigung,

4. Art. I Z. 9 der Bundesminister für Landes-
verteidigung im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzler und dem Bundesminister für
Finanzen, soweit diese Bestimmungen aber
a) § 11 a Abs. 4 betreffen, der Bundesmini-

ster für Landesverteidigung im Einver-
nehmen mit dem jeweils zuständigen
Bundesminister, wird jedoch der Wir-
kungsbereich eines anderen als des Bun-
desministers für Landesverteidigung vor-
wiegend betroffen, dieser Bundesminister
im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Landesverteidigung,

b) § 11 a Abs. 6 betreffen, der jeweils zu-
ständige Bundesminister,
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c) § 11 a Abs. 7 betreffen, die Bundesregie-
rung,

5. Art. I Z. 12, soweit diese Bestimmungen
§ 16 Abs. 3 betreffen, der Bundesminister
für Inneres,

6. Art. I Z. 24, soweit diese Bestimmungen
a) § 28 h Abs. 1 betreffen, der Bundesmini-

ster für Landesverteidigung im Einver-
nehmen mit dem jeweils zuständigen
Bundesminister, soweit aber der Wir-
kungsbereich eines anderen als des Bun-
desministers für Landesverteidigung vor-
wiegend betroffen ist, dieser Bundesmini-
ster im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Landesverteidigung,

b) § 28 h Abs. 2 betreffen, der jeweils zu-
ständige Bundesminister,

c) § 28 h Abs. 3 betreffen, die Bundesregie-
rung,

7. Art. I Z. 42 und 43 der Bundesminister für
Justiz,

8. Art. I 2. 45, soweit diese Bestimmungen die
Unterlassung der Anmeldung nach § 16
Abs. 3 betreffen, der Bundesminister für
Inneres,

9. der übrigen Bestimmungen der Bundesmini-
ster für Landesverteidigung

betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

3 8 6 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1977,
mit dem das Bundesgesetz über Ansprüche
aus der Ableistung freiwilliger Waffenübun-

gen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz über Ansprüche aus der

Ableistung freiwilliger Waffenübungen, BGBl.
Nr. 311/1960, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 272/1971 und 414/1974 wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz findet auf die Prä-
sentdienenden Anwendung, die den außerordent-
lichen Präsenzdienst nach den §§ 28 c oder 52
des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 385/
1977, in Form von freiwilligen Waffenübungen
ableisten — in diesem Bundesgesetz kurz Prä-
sentdienende genannt."

2. In den Abs. 1 und 2 des § 16 ist die Pro-
zentangabe „3,8 v. H." jeweils durch die Pro-
zentangabe „6,5 v. H." zu ersetzen.

3. Im § 21 Abs. 3 ist die Prozentangabe
„3,8 v. H." jeweils durch die Prozentangabe
„6,5 v. H." zu ersetzen.

4. Im § 23 Abs. 1 ist die Zitierung „Kapitel 23
,Landesverteidigung' " jeweils durch die Zitierung
„Kapitel 40 ,Militärische Angelegenheiten'" zu
ersetzen; im zweiten Satz hat die Zitierung „bei
Kapitel 27 bis 29" zu entfallen.

5. Im § 23 Abs. 2 ist nach den Worten „ent-
standenen Kosten" die Wortgruppe „zu Lasten
Kapitel 40 ,Militarische Angelegenheiten' " einzu-
fügen.

6. An die Stelle des vorletzten und letzten
Satzes des Art. III Abs. 5 hat folgender Satz zu
treten:

„Mit der Vollziehung des § 23 ist der Bundes-
minister für Landesverteidigung betraut."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August
1977 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich

1. des Art. I Z. 1 und 2 der Bundesminister
für Landesverteidigung im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler und den beteiligten
Bundesministern,

2. des Art. I Z. 3, soweit diese Bestimmung

a) auf die im § 1 Abs. 2 Z. 6 lit. a bis d
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 311/1960
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 414/1974 bezeichneten Dienstver-
hältnisse Anwendung findet, der Bun-
deskanzler im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministern,

b) auf die im § 1 Abs. 2 Z. 6 lit. e des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 311/1960 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 414/1974 bezeichneten Dienstver-
hältnisse Anwendung findet und die
Vollziehung nicht den Ländern obliegt,
der Bundesminister für Unterricht und
Kunst, soweit es sich jedoch um Dienst-
verhältnisse handelt, die eine Tätigkeit
an land- und forstwirtschaftlichen
Berufs- oder niederen Fachschulen be-
treffen, der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, und zwar jeder im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler,

3. der übrigen Bestimmungen der Bundes-
minister für Landesverteidigung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Moser Androsch
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg
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387. Bundesgesetz vom 29. Juni 1977,
mit dem das Heeresgebührengesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Heeresgebührengesetz, BGBl. Nr. 152/
1956, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 140/1957, 116/1962, 185/1966, 12/1967,
272/1969, 272/1971, 221/1972, 413/1974 und
313/1976 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 ist die Zitierung „§§ 28
und 52 Abs. 1 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/
1955", wie folgt zu ergänzen:
„in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 385/1977,".

2. Dem § 4 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:
„Wehrpflichtigen, die den Grundwehrdienst in
der Dauer von acht Monaten leisten, gebührt
ab dem siebenten Monat ihres Grundwehr-
dienstes ein Taggeld von 60 S täglich."

3. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Wehrpflichtigen, die einer vorbereitenden

Kaderausbildung (§ 28 b Abs. 3 des Wehrgesetzes
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 385/1977) unterzogen werden, gebührt vom
Beginn dieser Ausbildung bis zum Ende des
Grundwehrdienstes ein erhöhtes Taggeld von
45 S täglich, sofern ihnen nicht nach anderen
Bestimmungen ein höheres Taggeld zukommt;
scheidet ein Wehrpflichtiger aus der vorbereiten-
den Kaderausbildung aus oder schließt er sie
nicht erfolgreich ab, so gebührt ihm das erhöhte
Taggeld von 45 S täglich nur für die Dauer
seiner vorbereitenden Kaderausbildung. Das er-
höhte Taggeld von 45 S gebührt ferner Wehr-
pflichtigen, die eine Kaderübung leisten, für die
Dauer dieser Übung."

4. Der bisherige Abs. 2 des § 4 erhält die
Bezeichnung „(3)"; in diesem Absatz ist die
Zitierung „§ 28 Abs. 5 lit. b oder c des Wehr-
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 272/1971" durch die Zitierung „§ 28 Abs. 3
lit. b oder c des Wehrgesetzes in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 385/1977" zu er-
setzen.

5. Der bisherige Abs. 3 des § 4 erhält die
Bezeichnung „(4)"; im zweiten Satz dieses Ab-
satzes ist die Zitierung „Abs. 2" durch die Zitie-
rung „Abs. 3" zu ersetzen.

6. Der bisherige Abs. 4 des § 4 erhält die
Bezeichnung „(5)".

7. Im § 6 Abs. 1 ist die Zitierung „§ 28 Abs. 3
des Wehrgesetzes in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 272/1971" durch die Zitie-
rung „§ 28 a Abs. 1 des Wehrgesetzes in der

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 385/
1977" und die Zitierung „§ 28 b des Wehr-
gesetzes in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 272/1971 und 89/1974" durch die Zitierung
„§ 28 f des Wehrgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 385/1977" zu er-
setzen.

8. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Dem Wehrpflichtigen, der einen freiwillig

verlängerten Grundwehrdienst oder einen an
diesen unmittelbar anschließenden außerordent-
lichen Präsenzdienst im Falle des § 32 Abs. 2
des Wehrgesetzes in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 96/1969, 272/1971 und 385/
1977 leistet, gebührt eine Prämie. Die Prämie be-
trägt für jeden Monat des abgeleisteten freiwillig
verlängerten Grundwehrdienstes oder des unmit-
telbar an diesen anschließenden außerordentlichen
Präsenzdienstes im Falle des § 32 Abs. 2 des
Wehrgesetzes 1 400 S. Diese Prämie gebührt auch
dem Wehrpflichtigen, der den Grundwehrdienst
in der Dauer von acht Monaten leistet, für den
siebenten und achten Monat des abgeleisteten
Grundwehrdienstes. Erstreckt sich die Dauer
einer der genannten Präsenzdienstleistungen auf
Bruchteile eines Monats, so gebührt die monat-
liche Prämie für diese Bruchteile mit je einem
Dreißigstel für jeden Tag des abgeleisteten Prä-
senzdienstes anteilmäßig."

9. Im § 7 Abs. 1 ist jeweils die Zitierung „§ 4
Abs. 3" durch die Zitierung „§ 4 Abs. 4" und
die Zitierung „§ 4 Abs. 1 oder Abs. 2" durch die
Zitierung „§ 4 Abs. 1 oder 3" zu ersetzen.

10. § 7 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Im Falle der Ableistung von Kaderübun-
gen, von Truppenübungen sowie von freiwilligen
Waffenübungen, die nicht länger als 15 Tage
dauern, sind das Taggeld nach § 4 Abs. 1 und
je ein Dreißigstel der Dienstgradzulage am
Dienstantrittstag für die gesamte Dauer der
Waffenübungen im vorhinein auszuzahlen. Im
Falle der Ableistung von Kaderübungen, Trup-
penübungen und freiwilligen Waffenübungen, die
länger als 15 Tage dauern, sowie im Falle der
Ableistung außerordentlicher Übungen gilt hin-
sichtlich der Auszahlung des Taggeldes nach § 4
Abs. 1 und der Dienstgradzulage Abs. 1 sinn-
gemäß. Das Taggeld nach § 4 Abs. 4 ist in allen
Fällen unter sinngemäßer Anwendung des Abs. 1
auszuzahlen."

11. Im § 7 a Abs. 2 lit. e ist die Zitierung
„§ 28 c des Wehrgesetzes" durch die Zitierung
„§ 28 h des Wehrgesetzes" zu ersetzen.

12. § 27 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wehrpflichtigem, die Truppenübungen,
Kaderübungen, außerordentliche Übungen oder
einen außerordentlichen Präsenzdienst im Falle
des § 2 Abs. 1 lit. a bis c des Wehrgesetzes in
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der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 385/
1977 leisten, gebührt eine Entschädigung."

13. Im § 27 Abs. 3 ist die Prozentangabe
„3,8 v. H." durch die Prozentangabe „6,5 v. H."
zu ersetzen.

14. Im § 27 Abs. 5 ist an die Stelle des Bei-
striches zwischen den Worten „Truppenübungen"
und „Kaderübungen" das Wort „oder" zu setzen;
die Worte „oder Inspektionen und Instruk-
tionen" haben zu entfallen.

15. Im § 27 Abs. 6 lit. a ist an die Stelle des
Beistriches zwischen den Worten „Truppenübun-
gen" und „Kaderübungen" das Wort „und" zu
setzen; die Worte „sowie bei Inspektionen und
Instruktionen" haben zu entfallen.

16. Im § 27 Abs. 7 lit. a ist an die Stelle des
Beistriches zwischen den Worten „Truppenübun-
gen" und „Kaderübungen" das Wort „und" zu
setzen; die Worte „sowie bei Inspektionen und
Instruktionen" haben zu entfallen.

17. Im § 27 Abs. 10 ist an die Stelle des Bei-
striches zwischen den Worten „Truppenübungen"
und „Kaderübungen" das Wort „und" zu setzen;
die Worte „sowie Inspektionen und Instruk-
tionen" haben zu entfallen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August 1977
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Landesverteidigung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Rösch

3 8 8 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1977,
mit dem das Tapferkeitsmedaillen-Zulagen-

gesetz 1962 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Tapferkeitsmedaillen-Zulagengesetz 1962,
BGBl. Nr. 146, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 197/1964, 196/1965, 266/1966,
271/1969, 237/1971, 20/1974 und 13/1975 wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:
„a) bis einschließlich 30. November 1918 die

goldene Tapferkeitsmedaille, die goldene
Tapferkeitsmedaille für Offiziere, die sil-
berne Tapferkeitsmedaille 1. Klasse, die
silberne Tapferkeitsmedaille 1. Klasse für
Offiziere, die silberne Tapferkeitsmedaille
2. Klasse oder die bronzene Tapferkeits-
medaille verliehen oder"

2. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Die Höhe der Zulage beträgt
a) für die goldene Tapferkeitsme-

daille sowie für die goldene
Tapferkeitsmedaille für Offi-
ziere 6 v. H.,

b) für die silberne Tapferkeitsme-
daille 1. Klasse sowie für die
silberne Tapferkeitsmedaille
1. Klasse für Offiziere 3 v. H.,

c) für die silberne Tapferkeitsme-
daille 2. Klasse 1,5 v . H ,

d) für die bronzene Tapferkeits-
medaille 0,75 v. H.

des Gehaltsansatzes der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V nach § 28 Abs. 3 des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der jeweils
geltenden Fassung, einschließlich allfälliger
Teuerungszulagen."

Artikel II

(1) Personen, die die im § 1 des Tapfer-
keitsmedaillen-Zulagengesetzes 1962 hinsichtlich
der goldenen Tapferkeitsmedaille für Offiziere,
der silbernen Tapferkeitsmedaille 1. Klasse für
Offiziere oder der bronzenen Tapferkeitsme-
daille genannten Anspruchsvoraussetzungen er-
füllen, gebühren die Zulagen monatlich abwei-
chend von den Bestimmungen des § 3 Abs. 1
des Tapferkeitsmedaillen-Zulagengesetzes 1962,

a) wenn sie den Antrag gemäß § 2 Abs. 2
des Tapferkeitsmedaillen-Zulagengesetzes
1962 bis 30. Juni 1978 stellen, ab 1. Jän-
ner 1978,

b) wenn sie den Antrag gemäß § 2 Abs. 2
des Tapferkeitsmedaillen-Zulagengesetzes
1962 erst nach dem 30. Juni 1978 stellen,
ab dem auf den Zeitpunkt der Antrag-
stellung nächstfolgenden Monatsersten
oder, wenn dieser Zeitpunkt auf einen
Monatsersten fällt, ab diesem Tage.

(2) Gegen die Versäumung der im Abs. 1 lit. a
genannten Frist ist die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand zu bewilligen, wenn der An-
tragsteller glaubhaft macht, daß er durch ein
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereig-
nis ohne sein Verschulden verhindert war, die
Frist einzuhalten. Der Antrag auf Wiederein-
setzung muß binnen einer Woche nach Auf-
hören des Hindernisses gestellt werden.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1978 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Landesverteidigung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Rösch


